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Bekanntmachung der 
„Verwaltungsvereinbarung

über die Aufteilung der Kürzungen
der Erstattungen des Bundes an die Länder

für die Kriegsopferfürsorge
gemäß Artikel 52 Absatz 3 Nr. 2 PflegeVG”

Vom 12. August 1999

Die Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg,
Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nie-
dersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland,
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen,
vertreten durch die für die Kriegsopferfürsorge zuständigen
obersten Landesbehörden, haben eine Verwaltungsvereinba-
rung über die Aufteilung der Kürzungen der Erstattungen des
Bundes an die Länder für die Kriegsopferfürsorge gemäß Arti-
kel 52 Absatz 3 Nr. 2 Pflege-Versicherungsgesetz (PflegeVG)
geschlossen. Diese ist nach § 3 der Vereinbarung mit Wirkung
vom 1. Juli 1996 in Kraft getreten.

Die Verwaltungsvereinbarung wird nachstehend veröffentlicht.

Potsdam, den 12. August 1999

Der Ministerpräsident

Manfred Stolpe

Verwaltungsvereinbarung über die Aufteilung 
der Kürzungen der Erstattungen des Bundes 

an die Länder für die Kriegsopferfürsorge
gemäß Artikel 52 Absatz 3 Nr. 2 PflegeVG

Die Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg,
Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nie-
dersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland,
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen,
vertreten durch die für die Kriegsopferfürsorge zuständigen
obersten Landesbehörden, schließen auf Grund von Artikel 52
Abs. 3 Nr. 2 letzter Halbsatz des Gesetzes zur sozialen Absi-
cherung des Risikos der Pflegebedürftigkeit (Pflege-Versiche-
rungsgesetz-PflegeVG) vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1014),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 31. Mai 1996
(BGBl. I S. 718), folgende Vereinbarung:

§ 1
Aufteilung

Die in Artikel 52 Absatz 3 Nr. 2, 1. Halbsatz PflegeVG genann-
ten Beträge werden von den Ländern nach dem Einwohner-
schlüssel aufgebracht.

Hierbei wird jeweils die Wohnbevölkerung am 30. September
1995 zugrunde gelegt.

Die Höhe der auf jedes einzelne Bundesland in den Jahren 1996
bis 2002 entfallenden Kürzungen der Erstattungen des Bundes
für die Kriegsopferfürsorge ist in der Anlage*) aufgeführt.

§ 2
Überweisung an den Bund

Das Land schreibt den von ihm nach der Anlage zu erbringen-
den Betrag dem Kap. 1111; Titel 642 01 des Bundeshaushaltes
erstmals bis zum 30. September 1996 gut; in den darauffolgen-
den Jahren jeweils bis zum 30. Juni.

Alternativ dazu kann das Land von der Abbuchung von Ausga-
bemitteln aus Kap. 1111; Titel 642 01 absehen, bis der von ihm
nach der Anlage zu erbringende Betrag erreicht ist.

§ 3
Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvereinbarung tritt mit Wirkung vom 1. Juli
1996 in Kraft.

Für das Land Baden- Für den Freistaat Bayern
Württemberg Barbara Stamm
Dr. Erwin Vetter

Für das Land Berlin Für das Land Brandenburg
Beate Hübner Dr. Regine Hildebrandt

Für die Freie Hansestadt Für die Freie Hansestadt 
Bremen Hamburg
Uwe Beckmeyer Helgrit Fischer-Menzel

Für das Land Hessen Für das Land Mecklenburg-
Barbara Stolterfoht Vorpommern

Hinrich Kuessner

Für das Land Niedersachsen Für das Land Nordrhein-
Dr. Wolf Weber Westfalen

Dr. Axel Horstmann

Für das Land Rheinland- Für das Saarland
Pfalz Oskar Lafontaine
Florian Gerster

Für den Freistaat Sachsen Für das Land Sachsen-
Dr. Hans Geisler Anhalt

Dr. Gerlinde Kuppe

Für das Land Schleswig- Für den Freistaat Thüringen
Holstein Irene Ellenberger
Heide Moser

*) Die Anlage ist Bestandteil der Verwaltungsvereinbarung.
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heit für die von der öffentlichen Entsorgung ausgeschlossenen
Abfälle und eine langfristige Umweltsicherheit der Abfallent-
sorgung. Diese beiden Ziele sind wesentliche Standortfaktoren
für die ansässige und für die ansiedlungswillige Wirtschaft und
schließen die in § 1 Abs. 2 Brandenburgisches Abfallgesetz
(BbgAbfG) [1] aufgeführten Ziele der Kreislauf- und Abfall-
wirtschaft ein:

1. in erster Linie die Vermeidung von Abfällen und die Ver-
meidung und Verringerung von Schadstoffen in Abfällen,

2. in zweiter Linie die schadlose und nach Art und Beschaf-
fenheit der Abfälle möglichst hochwertige Verwertung nicht
vermeidbarer Abfälle, soweit dies technisch möglich und
wirtschaftlich zumutbar ist,

3. die Beseitigung nicht verwertbarer Abfälle möglichst in der
Nähe ihres Entstehungsortes durch Behandlung zur Verrin-
gerung der Menge und Schädlichkeit sowie durch umwelt-
verträgliche Ablagerung und

4. die Schonung der natürlichen Ressourcen und die Förde-
rung der Produktverantwortung im Sinne des § 22 Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) [2] bei der
Entwicklung, Herstellung, Be- und Verarbeitung sowie dem
Vertrieb von Erzeugnissen.

Prägender Grundsatz der Abfallwirtschaftspolitik des Landes
Brandenburg ist das in Artikel 39 Abs. 6 der Verfassung des
Landes Brandenburg [3] festgeschriebene Territorialprinzip:

„Die Entsorgung von Abfällen, die nicht im Gebiet des
Landes Brandenburg entstanden sind, ist unter Berücksich-
tigung der Besonderheiten Berlins nur in Ausnahmefällen
zulässig und auszuschließen, sofern sie nach ihrer Be-
schaffenheit in besonderem Maße gesundheits- und um-
weltgefährdend sind.“

Dieser Verfassungsgrundsatz entspricht dem Näheprinzip der
Abfallentsorgung, wie es in Artikel 5 Richtlinie 75/442/EWG
des Rates über Abfälle (EG-AbfRRL) [4] postuliert ist. Von der
Einhaltung dieses Territorialprinzips zu unterscheiden ist eine
Autarkie, die weder sinnvoll noch möglich ist, weil z. B. im
Land Brandenburg die geologischen Voraussetzungen für die
Errichtung einer Untertage-Deponie fehlen. Weiterhin ist es
wirtschaftlich nicht tragbar, auch bei kleinsten Mengen spe-
zieller Abfälle eigene Entsorgungseinrichtungen vorzuhalten.

Im Geiste der Verfassung ist daher durchaus eine länderüber-
greifende Kooperation erwünscht und anzustreben. Die Lan-
desverfassung geht dabei vom Grundsatz der Entsorgung von
Abfällen möglichst in der Nähe ihrer Entstehung und der Ver-
meidung unnötiger Transporte als Leitlinie aller behördlichen
Entscheidungen und Planungen aus. Diese strengen Grundsätze
gelten für Abfälle zur Beseitigung. Im Bereich der Abfallver-
wertung werden grundsätzlich keine territorialen Beschränkun-
gen erhoben.

Ausgehend von ihrer geographischen Lage und der wirtschaft-
lichen Verflechtung der Länder Brandenburg und Berlin bilden
die beiden Bundesländer einen gemeinsamen Entsor-

Abfallwirtschaftsplan
des Landes Brandenburg

Teilplan
besonders überwachungsbedürftige Abfälle

Bekanntmachung des Ministeriums für
Umwelt, Naturschutz und Raumordnung

Vom 22. Juli 1999
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1 Abfallwirtschaftliche Ziele

Die obersten Ziele der Abfallwirtschaftspolitik des Landes
Brandenburg sind die Gewährleistung der Entsorgungssicher-
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gungsraum. Die in Berlin anfallenden und in Brandenburg ent-
sorgten Abfälle und die von Brandenburger Abfallerzeugern ge-
nutzten Berliner Entsorgungskapazitäten werden bei der Erstel-
lung des Abfallwirtschaftsplanes - Teilplan besonders überwa-
chungsbedürftige Abfälle - in besonderem Maße berücksich-
tigt. Dieser Plan ist mit dem Land Berlin abgestimmt. Für die
Erstellung eines gemeinsamen Abfallwirtschaftsplanes fehlt im
Land Berlin derzeit noch die entsprechende Rechtsgrundlage.

Im Abfallwirtschaftsplan - Teilplan besonders überwachungsbe-
dürftige Abfälle - (AWP) werden die Ziele, Grundsätze und Er-
fordernisse der Raumordnung und Landesplanung berücksich-
tigt.

2 Abfallwirtschaftlicher Rahmen

Die Abfallwirtschaftsplanung des Landes Brandenburg im Be-
reich der besonders überwachungsbedürftigen Abfälle erfolgt
auf der Grundlage der nachfolgend zusammengefassten Rah-
menbedingungen.

2.1 Geltungsbereich

Dieser Plan gilt räumlich für das Land Brandenburg. Darüber
hinaus wird die Situation im gemeinsamen Entsorgungsraum
Berlin-Brandenburg im besonderen Maße in die Planung mit
einbezogen.

Das Land Brandenburg ist gekennzeichnet durch seine relativ
niedrige Bevölkerungsdichte und eine entsprechende Wirt-
schaftsstruktur mit einem hohen Anteil an landwirtschaftlicher
Produktion und der Konzentration von Industrie und Gewerbe
auf das Berliner Umland, die Braunkohleregion in Südbranden-
burg und einzelne industrielle Kerne. Demgegenüber ist Berlin
eine Metropole mit einem ausgeprägten Industrie- und Dienst-
leistungssektor.

Der Prognosezeitraum erstreckt sich bis zum Jahr 2009. Der
Plan stellt eine Fortschreibung des vorläufigen Abfallentsor-
gungsplanes für das Land Brandenburg - Teilplan Sonderabfäl-
le - vom November 1993 [5] dar.

Sachlicher Gegenstand dieses Abfallwirtschaftsplanes sind die
besonders überwachungsbedürftigen Abfälle zur Beseitigung im
Sinne von § 41 Abs. 1 KrW-/AbfG [2] und die besonders über-
wachungsbedürftigen Abfälle zur Verwertung im Sinne von § 41
Abs. 3 Nr. 1 KrW-/AbfG [2]. Diese Abfälle sind abschließend in
den Anlagen der Bestimmungsverordnung besonders überwa-
chungsbedürftige Abfälle (BestbüAbfV) [6] genannt.

2.2 Rechtsgrundlagen

Rechtsgrundlage für die Abfallwirtschaftsplanung des Landes
Brandenburg ist die Gesamtheit des europäischen, des deut-
schen und des brandenburgischen Abfallrechts. Anforderungen
an die Erstellung und an die Inhalte des Abfallwirtschaftplanes
- Teilplan besonders überwachungsbedürftige Abfälle - enthal-
ten insbesondere:

- Artikel 7 der EG-AbfRRL [4],
- Artikel 6 der Richtlinie 91/689/EWG des Rates vom 12. De-

zember 1991 über gefährliche Abfälle (EG-GefAbfRL) [7],
- Artikel 14 der Richtlinie 94/62/EWG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 1994 über
Verpackungen und Verpackungsabfälle (EG-Verpack-
AbfRL) [8], 

- § 29 KrW-/AbfG [2] und
- § 17 und § 18 Abs. 5 BbgAbfG [1].

Neben der Darstellung der Abfallwirtschaftsplanung dient der
Abfallwirtschaftsplan - Teilplan besonders überwachungsbe-
dürftige Abfälle - auch der Unterrichtung der Öffentlichkeit.
Damit sind ebenso die inhaltlichen Anforderungen des § 39
KrW-/AbfG [2] bei der Erstellung des Planes besonders zu be-
achten.

2.3 Gesetzliche Rücknahmepflichten/Verpackungsabfälle

Diejenigen besonders überwachungsbedürftigen Abfälle, für
die Rücknahmepflichten von Herstellern und/oder Vertreibern
aufgrund von Verordnungen nach § 24 Abs. 1 KrW-/AbfG [2]
bzw. § 14 Abs. 1 Abfallgesetz (AbfG) [9] bestehen, bleiben bei
der Abfallwirtschaftsplanung unberücksichtigt, da

1. die Ziele der Abfallvermeidung und -verwertung in den
Verordnungen abschließend festgelegt sind und

2. die Sicherung der ordnungsgemäßen und schadlosen Ver-
wertung bzw. der gemeinwohlverträglichen Abfallbeseiti-
gung den rücknahmepflichtigen Herstellern und/oder Ver-
treibern übertragen wurde.

Anzuführen sind hier:

1. Verordnung über die Entsorgung gebrauchter halogenierter
Lösemittel (HKWAbfV) [10],

2. Verordnung zum Verbot von bestimmten die Ozonschicht
abbauenden Halogenkohlenwasserstoffen (FCKWVO)
[11],

3. Verordnung über die Rücknahme und Entsorgung ge-
brauchter Batterien und Akkumulatoren (BattV) [12].

Die Größenordnungen der von diesen Verordnungen betroffe-
nen Abfälle, die gegenwärtig im Land Brandenburg anfallen
bzw. die gegenwärtig im Land Brandenburg von Rücknahme-
pflichtigen entsorgt werden, sind in Tabelle 2.1 dargestellt.

Tab. 2.1: Aufkommen und Entsorgung von besonders über-
wachungsbedürftigen Abfällen, für die Rücknah-
mepflichten bestehen

Abfälle Aufkommen Entsorgung
nach in BB in t/a in BB in t/a

HKWAbfV 2.900 3.200

FCKWVO 0 0

BattV 9.300 0
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Verwertbare Altöle unterliegen den Regelungen des § 64 KrW-/
AbfG [2] und der Altölverordnung (AltölV) [56]. Sie werden in
den Abfallwirtschaftsplan des Landes Brandenburg aufgenom-
men, da die Rücknahmepflicht auf den Endvertreiber begrenzt
ist und die weitere Entsorgung im Rahmen der normalen Altöl-
bzw. Abfallentsorgung verläuft.

Verpackungsabfälle mit schädlichen Verunreinigungen sind
auch Gegenstand dieses Planes. Soweit es sich um Verkaufsver-
packungen schadstoffhaltiger Füllgüter handelt, gilt gemäß § 7
Verpackungsverordnung (VerpackV) [13] ab dem 1. Januar
2000 für Hersteller und Vertreiber dieser Verkaufsverpackun-
gen eine gesetzliche Pflicht zur unentgeltlichen Rücknahme des
Verpackungsmaterials. Die zurückgenommenen Verpackungen
sind einer erneuten Verwendung oder einer Verwertung zuzu-
führen, soweit diese technisch möglich und wirtschaftlich zu-
mutbar ist.

2.4 Definitionen

Die Handhabbarkeit und Übersichtlichkeit sämtlicher Darstel-
lungen, Diskussionen und Schlussfolgerungen in diesem Ab-
fallwirtschaftsplan erfordern ein gewisses Maß an Abstraktion.
Es werden deshalb die folgenden Vereinbarungen getroffen:

Besonders überwachungsbedürftige Abfälle

Soweit im Folgenden Abkürzungen wie Sonderabfälle o. Ä.
verwendet werden, sind sie als Synonym für den Begriff beson-
ders überwachungsbedürftiger Abfälle zu sehen.

Aufkommen an besonders überwachungsbedürftigen Abfäl-
len

Soweit nicht anders angegeben, werden unter dem Begriff Auf-
kommen immer die in Brandenburg angefallenen Abfälle ver-
standen, unabhängig davon, ob sie im Land Brandenburg oder
außerhalb entsorgt werden.

Entsorgung von besonders überwachungsbedürftigen Ab-
fällen

Dieser Begriff bezeichnet die im Land Brandenburg entsorgten
Abfälle, unabhängig davon, ob sie im Land Brandenburg oder
außerhalb angefallen sind.

Mengenangaben

Sämtliche Angaben zu Abfallmengen werden auf die Hunder-
ter-Stelle auf- bzw. abgerundet. Demzufolge werden Mengen 
< 50 t als 0 t ausgewiesen.

Ist-Stand

Soweit in diesem AWP die gegenwärtige Situation im Land
Brandenburg dargestellt wird, gibt sie den Stand des Jahres der
Bekanntmachung des AWP 1999 wieder.

Seit dem 1. Januar 1999 ist nach Ablauf der Übergangsfristen in
der Verordnung zur Einführung des Europäischen Abfallkata-
logs (EAKV) [14] und der BestbüAbfV [6] der Europäische
Abfallkatalog in Deutschland eingeführt worden. Daraus erge-
ben sich einerseits durch die Überführung der LAGA-Abfallar-
ten (LAGA: Länderarbeitsgemeinschaft Abfall) in die EAK-
Abfallarten und andererseits durch das In-Kraft-Treten der An-
hänge 1 und 2 der BestbüAbfV [6] erhebliche Veränderungen.
Eine gesicherte Datenbasis liegt bis einschließlich 1997 vor.
Auf dieser Basis wurden - unter Berücksichtigung der weiteren
Entwicklung bei den Abfallerzeugern und der o. g. Veränderun-
gen - die Daten für das Jahr 1999 ermittelt.

Art der Abfälle

Die einzelnen Arten besonders überwachungsbedürftiger Abfäl-
le nach BestbüAbfV [6] fallen im Land Brandenburg in extrem
unterschiedlichem Maße an. So ist über die Hälfte des Ge-
samtaufkommens den Abfallarten

- 17 01 99 D1 Beton, Ziegel, Fliesen, Keramik und Baustof-
fe auf Gipsbasis oder Asbestbasis mit schädlichen Verunrei-
nigungen und

- 17 05 99 D1 Bodenaushub, Baggergut sowie Abfälle aus
Bodenbehandlungsanlagen mit schädlichen Verunreinigun-
gen

zuzuordnen. Am anderen Ende stehen Abfallarten, die in Bran-
denburg faktisch nicht anfallen. Die Abfallarten nach 
BestbüAbfV [6] werden deshalb zu den in Tabelle 2.2 darge-
stellten Abfallgruppen zusammengefasst. Kriterien für diese
Zusammenfassung sind:

- vergleichbare branchen- und prozessartspezifische Her-
kunft,

- ähnliche Zusammensetzung, Beschaffenheit und Eigen-
schaften und

- gleiche Regelentsorgungsverfahren der besonders überwa-
chungsbedürftigen Abfälle.

In nachfolgenden Darstellungen (insbesondere in Tabellen und
Abbildungen) werden die Kurzbezeichnungen der Tabelle 2.2
verwendet.
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Herkunft der Abfälle

Fast 99 % der jährlich in Brandenburg anfallenden besonders
überwachungsbedürftigen Abfälle stammen von nachweis- und
damit auch bilanzpflichtigen Abfallerzeugern aus dem gewerb-
lichen oder öffentlichen Bereich. Die verbleibenden Abfälle
kommen in etwa zu gleichen Teilen aus der kommunalen
Schadstoffsammlung und von nicht nachweispflichtigen Klein-
mengenerzeugern. Im Land Brandenburg existieren ca. 2.500
gewerbliche und öffentliche Erzeuger besonders überwa-
chungsbedürftiger Abfälle. Diese Erzeuger können den in Ta-
belle 2.3 aufgeführten sonderabfallrelevanten Wirtschaftszwei-

gen zugeordnet werden. Diese stellen eine Verdichtung der
Klassifikation der Wirtschaftszweige [15] nach abfallwirt-
schaftlichen Gesichtspunkten dar. Dabei wurden Wirtschafts-
zweige mit „ähnlichen Sonderabfallprofilen“, wie z. B. Ma-
schinenbau und Herstellung von Kraftfahrzeugen, zusammen-
gefasst. Nicht berücksichtigt wurden Wirtschaftszweige, wie 
z. B. Schiffbau und Tabakverarbeitung, die im Land Branden-
burg nicht als Erzeuger besonders überwachungsbedürftiger
Abfälle vertreten sind. In den nachfolgenden Darstellungen
(insbesondere in Tabellen und Abbildungen) werden die Kurz-
bezeichnungen der Tabelle 2.3 verwendet.

Tab. 2.2: Relevante Gruppen besonders überwachungsbedürftiger Abfälle im Land Brandenburg

* HZVA - Herstellung, Zubereitung, Vertrieb und Anwendung



Tab. 2.3: Sonderabfallrelevante Wirtschaftszweige im Land Brandenburg

Entsorgungswege der Abfälle

Die Einteilung der Entsorgungswege für besonders überwa-
chungsbedürftige Abfälle erfolgt in Anlehnung an die Anhänge
II A und II B des KrW-/AbfG [2]. Dabei handelt es sich bei den
mit D gekennzeichneten Verfahren um eine Abfallbeseitigung,
bei den R-Verfahren um eine Abfallverwertung. Die Entschei-
dung, ob es sich tatsächlich um eine Verwertung oder Beseiti-
gung handelt, ist anhand des einzelnen Abfalls vorzunehmen.
Bei der Zuordnung der Abfälle zu den Entsorgungsverfahren
wird hinsichtlich Verwertung/Beseitigung der in der Regel auf-
tretende Fall zugrunde gelegt. Unter Berücksichtigung der im
Land Brandenburg tatsächlich stattfindenden Entsorgungsvor-
gänge ergibt sich die nachfolgende Übersicht:
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Tab. 2.4: Einteilung der Entsorgungsverfahren

Gebiete außerhalb des Landes Brandenburg

Soweit in diesem AWP abfallwirtschaftliche Beziehungen zu
anderen Bundesländern oder dem Ausland dargestellt werden,
werden die folgenden Kurzbezeichnungen benutzt:
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Tab. 2.5: Kurzbezeichnungen für Gebiete (Bundesland/Ausland)

3 Darstellung des Ist-Standes

Die sorgfältige Planung der Entsorgung besonders überwa-
chungsbedürftiger Abfälle erfordert als Grundlage und Aus-
gangspunkt eine detaillierte Aufnahme des gegenwärtigen
Standes. Mit den seit 1994 jährlich erstellten und veröffentlich-
ten Sonderabfallbilanzen [16, 17, 18, 19] verfügt das Land
Brandenburg über eine ausbaufähige Basis für die Bestandsauf-
nahme. In den Sonderabfallbilanzen werden die Angaben zu
Art, Menge und Ursprung der zu verwertenden und zu beseiti-
genden besonders überwachungsbedürftigen Abfälle darge-
stellt. Die Erstellung dieser Sonderabfallbilanzen basiert auf
der Auswertung der nachfolgend aufgeführten Unterlagen:

1. die jährlich von den bilanzpflichtigen Abfallerzeugern er-
brachten betrieblichen Abfallbilanzen,

2. die jährlich von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ-
gern vorgelegten kommunalen Abfallbilanzen,
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3. die von den nachweispflichtigen Abfallbesitzern vorzule-
genden Belege (Entsorgungsnachweise und Begleitschei-
ne) und

4. die von Abfallerzeugern bei der Sonderabfallgesellschaft
Brandenburg/Berlin mbH (SBB) einzureichenden Formu-
lare ,S’. Diese Formulare ,S’ sind von allen Erzeugern, die
über Sammelentsorgung entsorgt werden, der SBB zuzu-
senden.

Diese Ausgangsbasis für die Berechnung des Brandenburger
Aufkommens an besonders überwachungsbedürftigen Abfällen
wird erweitert um die Auswertung

5. der von den Abfallentsorgern vorzulegenden Jahresüber-
sichten und

6. der vorzulegenden Belege (Entsorgungsnachweise und Be-
gleitscheine) zu den im Land entsorgten Abfällen, die
außerhalb des Landes angefallen sind.



Damit können auch die in Brandenburg entsorgten Abfälle er-
mittelt werden. Das Aufkommen und die Entsorgung besonders
überwachungsbedürftiger Abfälle bilden die Basis für die Be-
standsaufnahme zum gegenwärtigen Stand der Brandenburger
Sonderabfallwirtschaft.

3.1 Aufkommen im Land Brandenburg

Im Land Brandenburg fallen gegenwärtig

355.700 t besonders überwachungsbedürftige Abfälle

pro Jahr an. Eine differenzierende Betrachtung dieser summari-
schen Größe nach

Art und Herkunft der besonders überwachungsbedürftigen
Abfälle

verdeutlicht Schwerpunkte und gibt damit Hinweise auf An-
satzpunkte für die Abfallwirtschaftspolitik des Landes im Be-
reich der besonders überwachungsbedürftigen Abfälle.
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Tabelle 3.1 gibt einen Überblick über die Aufteilung des Auf-
kommens an besonders überwachungsbedürftigen Abfällen auf
die einzelnen Abfallgruppen. Dabei wird die dominierende
Stellung der mineralischen Abfälle Böden und Bauschutt mit
schädlichen Verunreinigungen deutlich. Zwei Drittel der ge-
samten in Brandenburg anfallenden besonders überwachungs-
bedürftigen Abfälle sind dieser Abfallgruppe zuzuordnen. Bei
der Entsorgung von belastetem Boden/Bauschutt in Bodenrei-
nigungsanlagen liegt der Hauptzweck der Maßnahme in der Be-
seitigung der Schadstoffe. Demzufolge wird die Maßnahme als
Beseitigung qualifiziert.

Neben dieser Abfallgruppe mit ihrer herausragenden Stellung
sind mit Größenordnungen um jeweils 5 % des Gesamtaufkom-
mens noch die folgenden Abfallgruppen anzuführen:

- Altöle:
Drei Viertel der anfallenden Altöle werden aufgearbeitet
oder energetisch verwertet.

- Fett-, öl- und lösemittelverunreinigte Abfälle:
Die Abfälle werden überwiegend in Behandlungsanlagen
chemisch/physikalisch behandelt oder in Sonderabfallver-
brennungsanlagen verbrannt.

- Organische Abfälle aus der Herstellung, Zubereitung, Ver-
trieb oder Anwendung von Erzeugnissen der chemischen
Industrie:
Der überwiegende Anteil dieser Abfälle wird in Sonderab-
fallverbrennungsanlagen verbrannt.

- Branchenspezifische Abfälle aus Abfall- und Abwasserbe-
handlungsanlagen:
Bei der Abfall- und Abwasserbehandlung anfallende Abfäl-
le werden in der Regel beseitigt.

- Holzabfälle:
Altholz wird überwiegend energetisch verwertet.
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Tab. 3.2: Aufkommen an besonders überwachungsbedürftigen Abfällen unterteilt nach der Herkunft der Abfälle



Analog zur vorangehenden Tabelle gibt Tabelle 3.2 detaillierte-
re Hinweise zur Herkunft der in Brandenburg anfallenden be-
sonders überwachungsbedürftigen Abfälle.

Mehr als 20 % der besonders überwachungsbedürftigen Abfäl-
le stammen aus dem Bergbau und hier insbesondere aus dem
Sanierungsbergbau. An zweiter Stelle steht mit fast der gleichen
Menge die öffentliche Hand als Abfallerzeuger (Wirtschafts-
zweig öff. Verwaltung). In beiden Zweigen fallen zum überwie-
genden Teil mineralische Abfälle mit schädlichen Verunreini-
gungen an. Hieraus resultiert auch der sehr geringe Anteil von
Abfällen zur Verwertung.

Hinter diesen Zweigen rangieren mit Anteilen um 10 % folgen-
de Wirtschaftszweige:

- Verwertung und Beseitigung (Entsorgung):
Die Brandenburger Entsorgungswirtschaft ist mit den bei
der Behandlung von Abfällen anfallenden besonders über-
wachungsbedürftigen Sekundärabfällen die drittgrößte Er-
zeugerbranche.

- Verkehr, Transport und Nachrichtenübermittlung (Verkehr):
Auch hier fallen in erster Linie mineralische Abfälle mit
schädlichen Verunreinigungen aus der Sanierung/Moderni-
sierung der Verkehrswege an.

- Chemische Industrie und Petrochemie (Chemie):
Die chemische Industrie gehört mit relativ wenigen abfall-
erzeugenden Unternehmen, bei denen aber jeweils sehr
große Mengen anfallen, zu den abfallintensivsten Zweigen
in Brandenburg.

- Baugewerbe (Bau):
Im Gegensatz zur chemischen Industrie fallen im Bauge-
werbe bei den einzelnen Unternehmen relativ geringe Men-
gen besonders überwachungsbedürftige Abfälle an. Das ho-
he Aufkommen der Branche resultiert hier aus der Vielzahl
der kleinen und mittleren Unternehmen.

Zusammenfassend kann das Aufkommen an besonders überwa-
chungsbedürftigen Abfällen im Land Brandenburg wie folgt be-
schrieben werden:

1. Ganz eindeutig wird das Aufkommen durch die minerali-
schen Abfälle Boden und Bauschutt mit schädlichen Verun-
reinigungen bestimmt. Diese Abfälle stammen zum größten
Teil aus der Bergbausanierung in der Lausitz, der Moderni-
sierung der Verkehrswege und der eigenen Sanierungstätig-
keit der öffentlichen Verwaltung, z. B. auf ehemaligen Mi-
litärstandorten.

2. Noch vor dem produzierenden Gewerbe rangiert die Ent-
sorgungswirtschaft als Dienstleister mit den bei der Be-
handlung von Abfällen anfallenden besonders überwa-
chungsbedürftigen Sekundärabfällen wie Schlacken und

Rauchgasreinigungsrückständen aus der Sonderabfallver-
brennung.

3. Bei der chemischen Industrie entspricht die Stellung als Er-
zeuger besonders überwachungsbedürftiger Abfälle ihrer
wirtschaftlichen Bedeutung. In den relativ wenigen Betrie-
ben fallen jeweils sehr große Mengen besonders
überwachungsbedürftige Abfälle an. Zwei Unternehmen
der chemischen Industrie betreiben eigene Sonderabfallver-
brennungsanlagen, die im Rahmen der freien Kapazitäten
auch anderen Abfallerzeugern zur Verfügung stehen.

4. In den vergangenen Jahren gehörte die Eisen- und Stahlme-
tallurgie zu den Industriezweigen mit dem höchsten Auf-
kommen besonders überwachungsbedürftiger Abfälle im
Land. Gemäß BestbüAbfV [6] und der damit verbundenen
Einführung des Europäischen Abfallkataloges zählen viele
produktionsspezifische Abfälle der Eisen- und Stahlmetal-
lurgie heute nicht mehr zu den besonders überwachungsbe-
dürftigen Abfällen.

5. Neben den wenigen industriellen Abfallerzeugern wird das
Aufkommen an besonders überwachungsbedürftigen Ab-
fällen im Land durch eine Vielzahl kleiner und mittlerer
Unternehmen geprägt. Zu nennen sind hier beispielhaft die
Wirtschaftszweige:

- KFZ-Handel und -Instandsetzung mit weit über 1.000
Betrieben und

- Maschinenbau und Herstellung von Metallerzeugnissen
und Geräten.

In den einzelnen Betrieben fallen zwar mengenmäßig nicht
viele besonders überwachungsbedürftige Abfälle an, dafür
aber häufig in einem sehr breiten Spektrum.

6. Die im Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen anfallen-
den Abfälle stellen mengenmäßig mit 300 t/a zwar nur ei-
nen geringen Anteil dar, erfordern aber aufgrund ihrer Spe-
zifik speziell ausgelegte Entsorgungsanlagen.

Bild 3.1 verdeutlicht die wesentliche Besonderheit der Struktur
der Brandenburger Erzeuger besonders überwachungsbedürfti-
ger Abfälle. In über 90 % der Betriebe und Einrichtungen, in
denen besonders überwachungsbedürftige Abfälle anfallen, fal-
len betriebsbezogene Mengen zwischen 2 und 100 t/a an. Sum-
marisch tragen diese Abfallerzeuger ca. 6 % zum Abfallauf-
kommen des Landes bei. Auf der anderen Seite stammt über die
Hälfte des Gesamtaufkommens von Abfallerzeugern, bei denen
jeweils mehr als 10.000 t/a besonders überwachungsbedürftige
Abfälle anfallen. Diese Betriebe und Einrichtungen stellen
wiederum weniger als 1 % der Anzahl der Erzeuger besonders
überwachungsbedürftiger Abfälle dar.
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3.2 Entsorgung im Land Brandenburg

Im Land Brandenburg hat sich ein dichtes Netz unterschied-
lichster Entsorgungsanlagen entwickelt. Die Entwicklung ba-
siert auf verschiedenen Ursachen:

- natürliche Voraussetzungen:
Im Land Brandenburg fehlen die Voraussetzungen für die
Errichtung von Untertagedeponien.

- regionalpolitische Voraussetzungen:
Im Umland der Stadt Berlin siedeln sich viele Unternehmen
der Entsorgungswirtschaft an.

- betriebswirtschaftliche Voraussetzungen:
Große Industriebetriebe errichten für die Entsorgung ihrer
eigenen Abfälle betriebseigene Entsorgungsanlagen.

Zur Zeit werden im Land Brandenburg 88 Entsorgungsanlagen
(Anlage 1) betrieben. Nach den in den jeweiligen Anlagen über-
wiegend durchgeführten Entsorgungsverfahren können sie, wie
in Tabelle 3.3 dargestellt, zusammengefasst werden.
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Bild 3.1 Anzahl der Erzeuger und Anteil am Gesamtabfallaufkommen bezogen auf die Menge besonders überwachungsbedürftiger
Abfälle pro Abfallerzeuger



Tab. 3.3: Zusammenfassende Darstellung der Entsorgungsanlagen für besonders überwachungsbedürftige Abfälle im Land Bran-
denburg
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Zum Sekundärrohstoffverwertungszentrum Schwarze Pumpe
ist anzumerken:

Die Anlagen liegen beiderseits der Landesgrenze zum Freistaat
Sachsen. Die Anlagenkapazität steht auch beiden Ländern zur
Verfügung. Das Sekundärrohstoffverwertungszentrum Schwar-
ze Pumpe wird deshalb bei der Umsetzung des Territorialprin-
zips der Landesverfassung [3] wie eine Brandenburger Entsor-
gungsanlage behandelt. Zuständig für Überwachung und Ge-
nehmigung der Entsorgungsanlagen sind die sächsischen
Behörden. 

Bei summarischer Betrachtung übersteigen die Kapazitäten der
Brandenburger Entsorgungsanlagen das Aufkommen an beson-
ders überwachungsbedürftigen Abfällen im Land Brandenburg
erheblich. Eine differenzierte Betrachtung zeigt aber, dass die-
se pauschale Einschätzung nicht für alle notwendigen Entsor-
gungsverfahren zutrifft und liefert auch Begründungen, warum
bei einzelnen Entsorgungsverfahren die Kapazität der
Entsorgungsanlagen den Bedarf entweder weit übersteigt oder
mittelfristig unterschreitet. Zu nennen sind:

- D 1 SAD: Das Restvolumen der einzigen Brandenburger
Sonderabfalldeponie ist im Vergleich zum Auf-
kommen an auf Sonderabfalldeponien zu depo-
nierenden besonders überwachungsbedürftigen
Abfällen zu gering, um von einer 10-jährigen
Entsorgungssicherheit sprechen zu können.

- D 1 HMD: Für besonders überwachungsbedürftige Abfälle,
die auf Siedlungsabfalldeponien einschließlich
Bauschutt- und Betriebsdeponien entsorgt wer-
den können, ist dagegen von ausreichenden Ka-

pazitäten auszugehen. Das gilt auch bei Berück-
sichtigung, dass der weitaus größere Teil dieser
Kapazitäten den Siedlungsabfällen vorbehalten
bleibt. 

- D 12: Im Land Brandenburg gibt es keine Anlagen zur
untertägigen Entsorgung (Untertagedeponien/
Versatzbergwerke) entsprechender Abfälle. Diese
Abfälle müssen auch zukünftig in anderen Bun-
desländern entsorgt werden.

- R 3: Durch die Umrüstung und Modernisierung der
früher zur Stadtgaserzeugung aus Braunkohle ge-
nutzten Anlagen der Schwarzen Pumpe zu Anla-
gen, in denen organische Abfälle zu Methanol
vergast werden, stehen erhebliche Kapazitäten
zur Rückgewinnung organischer Verbindungen
aus Abfällen zur Verfügung. Neben besonders
überwachungsbedürftigen Abfällen werden hier
auch produktionsspezifische Abfälle und Sied-
lungsabfälle eingesetzt. Trotzdem übersteigt die
Kapazität das Aufkommen an geeigneten Abfäl-
len bei weitem.

In den Brandenburger Entsorgungsanlagen werden gegenwärtig

321.000 t besonders überwachungsbedürftige Abfälle

entsorgt. Die Tabellen 3.4 und 3.5 untersetzen diese Zahl nach
der

Art der entsorgten besonders überwachungsbedürftigen Ab-
fälle und den zu ihrer Entsorgung angewendeten Entsor-
gungsverfahren.
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Tab. 3.4: Entsorgung besonders überwachungsbedürftiger Abfälle unterteilt nach der Art der Abfälle
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Tab. 3.5: Entsorgung besonders überwachungsbedürftiger Abfälle unterteilt nach den Entsorgungsverfahren

Der Vergleich der Angaben zur Entsorgung besonders überwa-
chungsbedürftiger Abfälle im Land Brandenburg (Tabellen 3.4
und 3.5) mit denen zum Aufkommen im Land Brandenburg
(Tabellen 3.1 und 3.2) zeigt deutliche Parallelen:

- Innerhalb der einzelnen Abfallarten stehen hohen Aufkom-
menszahlen in der Regel auch große Entsorgungskapazitä-
ten und entsprechende Entsorgungsleistungen gegenüber.
Beispiele sind mineralische Abfälle mit schädlichen Verun-
reinigungen:
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- Aufkommen im Land Brandenburg: 238.500 t/a
- Entsorgung im Land Brandenburg: 221.600 t/a

davon:
- D 9: 120.000 t/a
- D 8: 74.000 t/a

Mit diesen entsorgten Mengen wurden die Brandenburger
Bodenbehandlungsanlagen zu ca. 50 % (D 8 - biologische
Bodenbehandlung) bis 75 % (D 9 - Bodenwäsche) ausge-
lastet.



- Branchenspezifische Abfälle aus der Metallurgie mit einem
Aufkommen von 1.000 t/a werden in Brandenburg nicht
entsorgt. Die Brandenburger Abfälle werden hauptsächlich
in Sachsen in Spezialanlagen verwertet.

- Auffallend ist die geringe Menge der in Brandenburg ver-
werteten Abfälle. Diese geringe Menge konzentriert sich im
Wesentlichen auf die energetische Verwertung (R 1) und die
Vergasung (R 3) von Altölen und Holzabfällen. Hinzu kom-
men die ebenfalls hauptsächlich diesen Gruppen zuzurech-
nenden Abfälle, die in Brandenburger Anlagen vor einer
anschließenden Verwertung vorbehandelt werden (R 12).

3.3 Diskussion des Ist-Standes

Ein Vergleich des gegenwärtigen Standes der Entsorgung be-
sonders überwachungsbedürftiger Abfälle mit den Zielen der
Abfallwirtschaftspolitik des Landes verdeutlicht, dass das Er-
reichen und Umsetzen dieser Ziele Anstrengungen aller an der
Abfallentsorgung Beteiligten erfordert. Das betrifft die Abfall-
erzeuger - im Bereich der besonders überwachungsbedürftigen
Abfälle insbesondere die abfallerzeugende Wirtschaft -, die
Entsorgungswirtschaft und das Land mit den Behörden als Part-
ner der Wirtschaft. In diesem Abschnitt wird der erreichte Stand
der Brandenburger Sonderabfallwirtschaft analysiert, um
Schwerpunkte für die weitere Entwicklung setzen zu können.

Abfallvermeidung und Verringerung von Schadstoffen in
Abfällen

Das spezifische Aufkommen an besonders überwachungsbe-
dürftigen Abfällen im Land Brandenburg liegt im Allgemeinen
in einer vergleichbaren Größenordnung mit dem der anderen
Bundesländer [52]. Demgegenüber ist das Aufkommen an mi-
neralischen Abfällen mit schädlichen Verunreinigungen, be-
dingt insbesondere durch den Sanierungsbergbau in der Lau-
sitz, extrem hoch.

Somit ist davon auszugehen, dass in der produzierenden Wirt-
schaft ein mit anderen Bundesländern vergleichbarer „Stand
der Technik“ bei der Einführung abfallarmer und schadstoffar-
mer Technologien und Verfahren erreicht ist. Das Land Bran-
denburg wird weiterhin die Einführung abfallarmer Technologi-
en als integrativen Bestandteil der Produktverantwortung der
Hersteller und Vertreiber von Erzeugnissen unterstützen.

Abfallverwertung

Bei pauschaler Betrachtung werden gegenwärtig nur 11 % der
in Brandenburg anfallenden besonders überwachungsbedürfti-
gen Abfälle verwertet. Dieses Ergebnis wird ganz wesentlich
durch das hohe Aufkommen an mineralischen Abfällen mit
schädlichen Verunreinigungen, insbesondere aus dem Sanie-
rungsbergbau verursacht. Diese Abfälle werden überwiegend
beseitigt (Bodenreinigung, Deponie).

Eine Betrachtung ohne diese Abfälle führt zu ganz anderen Er-
gebnissen. Danach werden 33 % der anfallenden besonders
überwachungsbedürftigen Abfälle verwertet. Mengenmäßig
sind

- Altöle mit 18.100 t/a (78 % des Aufkommens) und
- Holzabfälle mit 16.000 t/a (95 % des Aufkommens)

an erster Stelle aufzuführen. Auf der anderen Seite stehen Ab-
fälle wie

- fett-, öl- und lösemittelverunreinigte Abfälle mit einem
Aufkommen von 22.800 t/a und einem verwerteten Anteil
von 1 %,

- organische Abfälle aus der HZVA von Erzeugnissen der
chemischen Industrie mit einem Aufkommen von 
20.700 t/a und einem verwerteten Anteil von 2 % und

- Lösemittel mit einem Aufkommen von 7.800 t/a und einem
verwerteten Anteil von 3 %,

deren Verwertungspotential gegenwärtig bei weitem nicht aus-
geschöpft wird. Hier müssen die Maßnahmen und Strategien
des Landes ansetzen.

Festzustellen ist weiterhin, dass nur ein Drittel der in Branden-
burg angefallenen 39.000 t/a besonders überwachungsbedürfti-
gen Abfälle zur Verwertung tatsächlich im Land verwertet wer-
den. Bei Betrachtung der im Land entsorgten 28.900 t/a beson-
ders überwachungsbedürftigen Abfälle zur Verwertung ist zu
berücksichtigen, dass diese Zahl außerhalb des Landes angefal-
lene besonders überwachungsbedürftige Abfälle zur Verwer-
tung beinhaltet. Diese negative Wanderungsbilanz weist auf
entsprechende Chancen für die Entsorgungswirtschaft hin.

Mengenmäßig konzentriert sich die Verwertung besonders
überwachungsbedürftiger Abfälle in Brandenburg auf

- energetische Verwertung (Verfahren R 1) mit 9.100 t/a und
- Vergasung (Verfahren R 3) mit 15.600 t/a.

Ergänzend ist die vorbereitende Behandlung von Abfällen zur
Verwertung (R 12) mit 2.300 t/a zu nennen.

Diese drei Verfahren sind auf die Verwertung von organischen
Abfällen gerichtet. Neben diesen mengenrelevanten Entsor-
gungswegen sind noch die folgenden Anlagen zur Verwertung
spezieller Abfälle aufzuführen:

- zwei Destillationsanlagen für gebrauchte Lösemittel (R 2),
- eine Aufbereitungsanlage für Ölfilter (R 4),
- eine Aufbereitungsanlage für Leuchtstoffröhren (R 5) und
- eine Anlage für die Regenerierung von Aktivkohle (R 7).

Auch diese Anlagen verfügen über freie Kapazitäten.

Die grenzüberschreitende Verbringung von Abfällen spielt nur
eine untergeordnete Rolle. Bei Exporten ist die energetische
Verwertung von ca. 4.300 t Brandenburger Holzabfällen in
Schweden relevant. Importiert werden Leuchtstofflampen, die
in der Aufbereitungsanlage der Werec GmbH in Hohenstein
(Landkreis Märkisch-Oderland) verwertet werden.

Entstehungsortnahe Abfallbeseitigung

Soweit die im gemeinsamen Wirtschaftsraum Brandenburg -
Berlin erzeugten Abfälle im gemeinsamen Entsorgungsraum
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Brandenburg - Berlin entsorgt werden, ist von der Entsorgung
in der Nähe des Entstehungsortes im Sinne von Artikel 5 
EG-AbfRRL [4] auszugehen. In der Region stehen neben den in
der Anlage 1 dargestellten Entsorgungsanlagen für besonders
überwachungsbedürftige Abfälle des Landes Brandenburg die
in der Anlage 2 aufgeführten Berliner Anlagen zur Verfügung.

Für das Land Brandenburg ergeben sich bei den besonders
überwachungsbedürftigen Abfällen zur Beseitigung die folgen-
den Abfallströme (Tab. 3.6):
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Tab. 3.6 Wanderungsbilanz des Landes Brandenburg für besonders überwachungsbedürftige Abfälle zur Beseitigung



Tabelle 3.6 zeigt hinsichtlich der Entsorgung der im Land Bran-
denburg angefallenen Abfälle:

- 55 % der in Brandenburg angefallenen besonders überwa-
chungsbedürftigen Abfälle zur Beseitigung werden im Land
Brandenburg entsorgt.

- Weitere 22 % werden in Berlin als Teil des gemeinsamen
Entsorgungsraumes entsorgt. Das betrifft insbesondere in
biologischen (D 8) und chemisch-pysikalischen (D 9) Bo-
denbehandlungsanlagen entsorgte mineralische Abfälle mit
schädlichen Verunreinigungen.

- Die verbleibenden besonders überwachungsbedürftigen
Abfälle zur Beseitigung werden außerhalb des gemeinsa-
men Entsorgungsraumes entsorgt. Zu nennen sind:

- Eigenentsorgung von mineralischen Abfällen mit
schädlichen Verunreinigungen aus dem Sanierungs-
bergbau auf Deponien im sächsischen Bereich des Sa-
nierungsbergbaus,

- Entsorgung von besonders überwachungsbedürftigen
Abfällen zur Beseitigung in Sachsen-Anhalt und Hes-
sen, insbesondere in Untertagedeponien und

- Entsorgung von zu deponierenden besonders überwa-
chungsbedürftigen Abfällen auf einer Sonderabfallde-
ponie in Mecklenburg-Vorpommern.

- Aus dem Land Brandenburg werden keine Abfälle zur Be-
seitigung in das Ausland verbracht.

Hinsichtlich der Herkunft der im Land Brandenburg entsorgten
besonders überwachungsbedürftigen Abfälle zur Beseitigung
ergibt sich folgendes Bild:

- 60 % der in Brandenburg entsorgten besonders überwa-
chungsbedürftigen Abfälle zur Beseitigung sind im Land
Brandenburg angefallen.

- Weitere 32 % der in Brandenburg entsorgten besonders
überwachungsbedürftigen Abfälle zur Beseitigung sind im
Land Berlin als Teil des gemeinsamen Wirtschafts- und
Entsorgungsraumes angefallen. Das betrifft insbesondere:

- 66.900 t/a mineralische Abfälle mit schädlichen Verun-
reinigungen, die in chemisch-physikalischen Bodenbe-
handlungsanlagen (D 9) entsorgt werden,

- 13.900 t/a Abfälle, die auf Brandenburger Siedlungs-
(D 1 HMD) und Sonderabfalldeponien (D 1 SAD) ab-
gelagert werden und

- 4.700 t/a Abfälle, die in den Brandenburger Sonderab-
fallverbrennungsanlagen (D 10) thermisch behandelt
werden.

- Die aus Hamburg, Niedersachsen, Schleswig-Holstein und
Mecklenburg-Vorpommern „importierten“ Abfälle konzen-
trieren sich auf mineralische Abfälle mit schädlichen Verun-
reinigungen, die in biologischen (D 8) und chemisch-pysi-
kalischen (D 9) Bodenbehandlungsanlagen entsorgt werden.

- Aus Sachsen und Sachsen-Anhalt stammende Abfälle wer-
den vorzugsweise in Brandenburger Sonderabfallverbren-
nungsanlagen (D 10) thermisch behandelt.

- In Brandenburg werden keine im Ausland angefallenen Ab-
fälle beseitigt.

Zusammenfassend kann festgestellt werden: Eine entstehungs-
ortnahe Beseitigung gemäß Artikel 5 EG-AbfRRL [4] der im
Land Brandenburg angefallenen besonders überwachungs-
bedürftigen Abfälle als Grundprinzip der Brandenburger Ab-
fallwirtschaft ist heute weitgehend durchgesetzt. Soweit Bran-
denburger Abfälle außerhalb des gemeinsamen Entsor-
gungsraumes bzw. in anderen Bundesländern erzeugte Abfälle
in Brandenburg entsorgt werden, ist das in aller Regel auf eine
konsequente Umsetzung dieses Näheprinzips zurückzuführen.

Um den Transport gefährlicher Abfälle zu minimieren, ist es in
bestimmten Fällen durchaus sinnvoll, auch bei der Abfallbesei-
tigung die Grenzen der Bundesländer zu überschreiten. Das
trifft insbesondere dann zu, wenn der Entstehungsort der Abfäl-
le und Standort der Anlage sich zwar in geringer räumlicher
Entfernung, aber in verschiedenen Bundesländern befinden.

4 Strategien und Maßnahmen

Im Kapitel 1 sind die Ziele der Abfallwirtschaftspolitik des
Landes Brandenburg dargestellt. Das Land Brandenburg hat
verschiedene Strategien entwickelt, Maßnahmen und Instru-
mente geschaffen, um von dem in Kapitel 3 beschriebenen Ist-
Zustand schrittweise zur Realisierung dieser Ziele übergehen zu
können.

Diesen Vorkehrungen auf Landesebene voranzustellen sind Re-
gelungen auf Bundesebene, mit denen den europarechtlichen
Forderungen nach

- allgemeinen technischen Vorschriften und
- besonderen Vorkehrungen

für die Entsorgung besonders überwachungsbedürftiger Abfälle
entsprochen wurde. Anzuführen sind beispielsweise die Techni-
sche Anleitung Abfall (TA Abfall) [20] und die 17. Verordnung
zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (17. BImSchV) [21] als
technische Vorschriften und die BestbüAbfV [6] und insbeson-
dere der 2. Teil der Verordnung über Verwertungs- und Beseiti-
gungsnachweise (NachwV) [22] als besondere Vorkehrungen.

4.1 Landesrecht

Mit dem BbgAbfG [1], der Sonderabfallentsorgungsverord-
nung (SAbfEV) [23], der Abfallzuständigkeitsverordnung 
(AbfZV) [24] und den weiteren abfallrechtlichen Rechtsvor-
schriften verfügt das Land über ein modernes, den Anforderun-
gen einer ökologisch orientierten Abfallwirtschaft gerecht wer-
dendes Landesabfallrecht. Mit ihm wird der vom Abfallrecht
der Europäischen Union und des Bundes gesetzte Rahmen ent-
sprechend den Besonderheiten und Zielen des Landes Branden-
burg ausgefüllt und konkretisiert.

Insbesondere mit der SAbfEV [23] hat das Land Brandenburg
die rechtlichen Grundlagen geschaffen, um die Sonderabfall-
ströme im Interesse der Landesziele unter Beachtung der wirt-
schaftlichen Zumutbarkeit lenken und steuern zu können.

Die AbfZV [24] enthält die erforderlichen Regelungen, um den

Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 38 vom 23. September 1999 849



Vollzug des Abfallrechts effizient und bürgernah gestalten zu
können.

4.2 Sonderabfallgesellschaft Brandenburg/Berlin mbH

Wie in den meisten anderen Bundesländern wird auch im Land
Brandenburg die Entsorgung besonders überwachungsbedürfti-
ger Abfälle durch eine sogenannte zentrale Einrichtung organi-
siert. Die Länder Brandenburg und Berlin haben mit ihren je-
weiligen Sonderabfallentsorgungsverordnungen die Sonderab-
fallgesellschaft Brandenburg/Berlin mbH mit Sitz in Potsdam
zur gemeinsamen zentralen Einrichtung bestimmt und ihr die
erforderlichen hoheitlichen Aufgaben mit Wirkung vom 1. Juli
1995 übertragen.

Mit der Tätigkeit der SBB werden die folgenden abfallwirt-
schaftlichen Ziele verfolgt:

- Sicherung ausreichender Entsorgungsmöglichkeiten für die
ansässige Wirtschaft und die ansiedlungswilligen Unter-
nehmen,

- Lenkung der Abfallströme in Entsorgungsanlagen mit mög-
lichst hohem Umweltstandard,

- Schaffung ökologischer Sicherheit durch Transparenz aller
Abfallströme,

- Erkennen von Entsorgungslücken, um rechtzeitig ausrei-
chende Entsorgungskapazitäten zu erschließen,

- Entwicklung von zielgerichteten Beratungsangeboten, die
insbesondere auf den Einsatz neuer innovativer Technologi-
en zur Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von be-
sonders überwachungsbedürftigen Abfällen hinwirken und

- Erschließung von kostengünstigen Entsorgungsmöglichkei-
ten ohne Vernachlässigung von Umweltstandards.

Dabei geht es insbesondere um die Durchsetzung einer mög-
lichst hochwertigen Verwertung, d. h. um eine möglichst effek-
tive, dem roh- oder werkstofflichen und auch energetischen Po-
tential entsprechende Verwertung zum Zwecke der Ressourcen-
schonung bei gleichzeitig minimaler Umweltbelastung. 

Die SBB war unter dem Gesichtspunkt einer engen Kooperati-
on mit der abfallerzeugenden Wirtschaft und den ansässigen
Entsorgungsunternehmen im November 1994 als GmbH ge-
gründet worden. In der SBB sind die Gesellschafter 

- Land Brandenburg, 
- Land Berlin, 
- SBB Abfallerzeuger GbR, 
- SBB Entsorgungswirtschaft GbR 

paritätisch mit jeweils 25 % am Stammkapital beteiligt. Die
Länder Brandenburg und Berlin haben sich mit der SBB nicht
ihrer Verantwortung für die Organisation der Entsorgung be-
sonders überwachungsbedürftiger Abfälle entledigt, sondern
nehmen diese vielmehr durch die SBB und damit in einer pri-
vatrechtlichen Organisationsform wahr. Die Aufgaben, welche
die SBB im Rahmen des § 14 Abs. 1 BbgAbfG [1] wahrnimmt,
sind infolgedessen öffentliche Aufgaben. 

Wesentliches Rechtsinstrument der Sonderabfallgesellschaft

bei der Erfüllung ihrer Aufgaben ist die sogenannte Andie-
nungspflicht des Abfallerzeugers bzw. -besitzers. Dieser hat die
anfallenden besonders überwachungsbedürftigen Abfälle vor
ihrer beabsichtigten Entsorgung der SBB anzudienen. Die SBB
weist diese Abfälle dann mit rechtlicher Verbindlichkeit einer
Entsorgungsanlage zur Entsorgung zu. Damit hat das Land
Brandenburg mit der SAbfEV [23] die rechtliche Grundlage
geschaffen, um in die Sonderabfallströme im Interesse der Lan-
desziele steuernd eingreifen zu können.

Die Sonderabfallgesellschaft Brandenburg/Berlin mbH handelt
insbesondere bei der Zuweisung von Abfällen zu bestimmten
Entsorgungsanlagen als mit hoheitlichen Aufgaben Beliehene.
Die rechtliche Wirkung ihrer Entscheidungen gegenüber dem
Andienungspflichtigen entspricht denen einer Behörde. Sie
nimmt dabei vor allem folgende öffentliche Aufgaben wahr:

- Die Zuweisung der von den Abfallbesitzern und Abfallent-
sorgungsunternehmen ordnungsgemäß angedienten beson-
ders überwachungsbedürftigen Abfälle in dafür zugelassene
und aufnahmebereite Abfallentsorgungsanlagen unter Be-
rücksichtigung der Angaben des Abfallbesitzers und nach
den Maßgaben des Abfallwirtschaftsplanes - Teil besonders
überwachungsbedürftige Abfälle und

- die Information und Beratung von Abfallbesitzern, Abfall-
entsorgungsunternehmen über die Möglichkeiten der Ver-
meidung, Verwertung und Beseitigung von besonders über-
wachungsbedürftigen Abfällen.

Daneben wurden der SBB auch die Aufgaben der für die Ent-
sorgungsanlagen zuständigen Behörde bei der Bearbeitung von
Entsorgungsnachweisen entsprechend der Nachweisverordnung
(NachwV) [22] übertragen. In diesem Zusammenhang kommt
der SBB auch die Aufgabe der Erfassung und Prüfung der Be-
gleitscheine zu. 

Die SBB ist satzungsgemäß nicht auf Gewinnerzielung ausge-
richtet. Für ihre Tätigkeit erhält sie Gebühren bzw. Entgelte, die
ausschließlich der Deckung der Selbstkosten dienen.

4.3 Zusammenarbeit mit anderen Bundesländern

Wie bereits in Kapitel 1 ausgeführt, ist das Brandenburger Ver-
fassungsziel ‘Einhaltung des Territorialprinzipes bei der Ent-
sorgung besonders überwachungsbedürftiger Abfälle’ nicht mit
einem Streben nach Entsorgungsautarkie gleichzusetzen, das
weder materiell noch rechtlich möglich und auch abfallwirt-
schaftlich nicht sinnvoll ist. Das Brandenburger Territorialprin-
zip beinhaltet alle erforderlichen Wege für eine länderübergrei-
fende Zusammenarbeit mit dem Ziel der Sicherung der gemein-
wohlverträglichen und kostengünstigen Beseitigung der anfal-
lenden besonders überwachungsbedürftigen Abfälle.

Diese länderübergreifende Zusammenarbeit findet u. a. ihren
Ausdruck in der Berücksichtigung des gemeinsamen Entsor-
gungsraumes Brandenburg-Berlin in diesem Abfallwirtschafts-
plan - Teilplan besonders überwachungsbedürftige Abfälle. Im
Stadtgebiet von Berlin können keine Deponien errichtet und
betrieben werden. In Berlin angefallene und zu deponierende
besonders überwachungsbedürftige Abfälle werden in Umset-
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zung des europarechtlich begründeten Näheprinzips vorzugs-
weise in Brandenburg deponiert. Im Gegenzug werden in Berlin
vorhandene Behandlungskapazitäten für die Entsorgung be-
sonders überwachungsbedürftiger Abfälle aus dem Land Bran-
denburg genutzt.

Im Land Brandenburg fehlen die Voraussetzungen für die Er-
richtung von Unter-Tage-Deponien. Die nächstgelegene zuge-
lassene Unter-Tage-Deponie befindet sich im benachbarten
Bundesland Sachsen-Anhalt. Die Landesregierung hält es für
sinnvoll, die Brandenburger Abfälle in die Unter-Tage-Deponie
Sachsen-Anhalts zu entsorgen. Als Kompensation stehen die
Brandenburger Entsorgungskapazitäten für die Entsorgung in
Sachsen-Anhalt angefallener besonders überwachungsbedürfti-
ger Abfälle zur Verfügung.

4.4 Kooperative Maßnahmen

In der Vergangenheit war der Vollzug des Abfallrechts in der
Hauptsache ordnungsbehördlich orientiert. Hier hat das Land
Brandenburg bereits frühzeitig versucht, mit vielfältigen Ange-
boten sowohl die abfallerzeugende als auch die abfallentsor-
gende Wirtschaft in die Entwicklung einer modernen Kreislauf-
und Abfallwirtschaft einzubeziehen. Dazu gehören folgende
sechs Punkte:

Betriebliche Abfallwirtschaftskonzepte und Abfallbilanzen

Betriebliche Abfallwirtschaftskonzepte und Abfallbilanzen sind
für abfallerzeugende Unternehmen wichtige interne Planungs-
und Controllinginstrumente. Sie liefern wesentliche Beiträge
und Hinweise:

- Erkennen innerbetrieblicher Schwerpunkte des Abfallan-
falls als erster Schritt zur Einführung abfallarmer Technolo-
gien,

- Erkennen von Schwachstellen der innerbetrieblichen Ab-
fallsammlung und -bereitstellung als Ansatzpunkt für Kos-
teneinsparungen,

- Überprüfen der Entsorgungswege mit den Zielen Aus-
schöpfen der Verwertungspotentiale und Minimierung der
Entsorgungskosten,

- Entsorgungssicherheit durch offensive Entsorgungspla-
nung,

- Minimierung umweltgefährdender Risiken und damit ver-
bundener Kosten,

- gegebenenfalls Befreiung von der Nachweisführung,
- notwendige Vorleistung für die Erstellung eines Öko-Audits

für das Unternehmen,
- Erhöhung der Motivation der Mitarbeiter durch eine positi-

ve/aktive Haltung zum Umweltschutz mit neuesten ab-
fallarmen Technologien, einer ökologischen Abfall-
wirtschaft und mit Produkten, die sich umweltverträglich
erzeugen und entsorgen lassen und

- Aufbau eines positiven Images des Unternehmens gegen-
über Öffentlichkeit und Behörden.

Brandenburg hat die Vorzüge betrieblicher Abfallwirtschafts-
konzepte und Abfallbilanzen zeitig erkannt und mit gesetzgebe-
rischen und beratenden Mitteln der Wirtschaft diese Instrumen-

te näher gebracht [53, 54]. Der vom Land herausgegebene Leit-
faden „Betriebliches Abfallwirtschaftskonzept und betriebliche
Abfallbilanz“ [25] liegt in 4. Auflage vor.

Seit 1992 werden in Brandenburg betriebliche Abfallbilanzen
flächendeckend und betriebliche Abfallwirtschaftskonzepte ge-
zielt erhoben und insbesondere für die Landesplanung ausge-
wertet. Die dabei gewonnenen Informationen zur Struktur des
Abfallaufkommens nach Branchen, Abfallarten und regionaler
Verteilung stellen eine deutlich zuverlässigere Datengrundlage
für die Abschätzung der zukünftigen Entwicklung des Abfall-
aufkommens dar, als es mit der ausschließlichen Auswertung
der Begleitscheine möglich ist. Die betrieblichen Abfallwirt-
schaftskonzepte sind als Grundlage für die Abfallwirtschafts-
planung deshalb von besonderer Bedeutung, weil die jeweiligen
Abfallerzeuger hier die zukünftige Entwicklung des eigenen
Abfallaufkommens für die nächsten fünf Jahre darlegen. Zur
Erstellung dieses Abfallwirtschaftsplanes wurden deshalb die
Abfallwirtschaftskonzepte von bestimmten Betrieben gezielt
abgefordert, die hinsichtlich der Struktur oder der Menge des
Abfallaufkommens von besonderer Bedeutung sind [54, 55].

Andererseits liefert die Auswertung der betrieblichen Abfallbi-
lanzen auch wichtige Aussagen für die Tätigkeit der Überwa-
chungsbehörden. Aus den einzelnen Bilanzen und Konzepten
erkennbare Problempunkte sind Anlass für Beratungen der zu-
ständigen Behörden mit den Betroffenen.

Branchenuntersuchungen/Abfallberatung

Die Darstellungen zum Ist-Stand im Kapitel 3 zeigen, dass die
Brandenburger Abfallerzeuger prinzipiell in zwei Gruppen ein-
geteilt werden können:

- wenige Abfallerzeuger mit großen Mengen besonders über-
wachungsbedürftiger Abfälle, die in der Regel zu überre-
gional tätigen Unternehmen oder Einrichtungen mit „Ab-
fall-Know-How“ gehören und

- viele Abfallerzeuger mit relativ geringen Mengen beson-
ders überwachungsbedürftiger Abfälle aus kleinen und mit-
telständischen Unternehmen.

Auf die zweite Gruppe, die kleinen und mittelständischen Un-
ternehmen, konzentriert das Land Brandenburg den Schwer-
punkt seiner Aktivitäten in der Abfallberatung. In Zusam-
menarbeit mit Einrichtungen der Wirtschaft wie Industrie-
und Handelskammern, Handwerkskammern und Fachverbän-
den werden Untersuchungen zu abfallwirtschaftlichen The-
men ausgewählter Branchen, wie z. B. zum Vermeidungs- und
Verwertungspotential, durchgeführt. Die Ergebnisse werden
in gemeinsam mit der Wirtschaft organisierten Veranstaltun-
gen vorgestellt und in Broschüren veröffentlicht. Derzeit lie-
gen vor:

- Branchenleitfäden „Betriebliche Abfallbilanz und betriebli-
ches Abfallwirtschaftskonzept“ für die Bereiche:

- Krankenhäuser [26],
- Landwirtschaft [27],
- Galvanikbetriebe [28],
- Lackierbetriebe [29],
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- Metallbe- und -verarbeitung [30] und
- KFZ-Betriebe [31],

- Umstellungskataloge „Einführung des Europäischen Ab-
fallkatalogs im Land Brandenburg“ für die Bereiche:

- Krankenhäuser [32]
- Landwirtschaft [33],
- Metallbe- und -verarbeitung [34] und
- KFZ-Betriebe [35] und

- Branchenleitfäden „Betriebliches Abfallmanagement“ für
die drei letztgenannten Bereiche [36, 37, 38].

Vollzugsprogramm zum § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG

Gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 3 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) [39] sind die Betreiber genehmigungsbedürftiger
Anlagen verpflichtet, die Anlagen so zu errichten und zu betrei-
ben, dass Abfälle vermieden werden, es sei denn, sie werden
ordnungsgemäß und schadlos verwertet oder, soweit Vermei-
dung und Verwertung technisch nicht möglich oder unzumutbar
sind, ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit be-
seitigt. Hierzu hat Brandenburg 1993 mit einem Runderlass die
vom Länderausschuss Immissionsschutz erarbeitete Musterver-
waltungsvorschrift [40] eingeführt. Die zwischenzeitliche Än-
derung der gesetzlichen Grundlagen erfordert eine Überarbei-
tung der Musterverwaltungsvorschrift. Diese soll ebenfalls mit
einem Runderlass eingeführt werden und somit die „alte“ ablö-
sen. 

Weiterhin werden die anlagenbezogenen Empfehlungen der
Länderarbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) dem Voll-
zug des § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG [39] zu Grunde gelegt. Bei
neuen Anlagen wird die Umsetzung durch entsprechende Auf-
lagen im Genehmigungsbescheid sichergestellt. Demgegenüber
bietet sich bei bestehenden und somit Bestandsschutz ge-
nießenden Anlagen der Einsatz kooperativer Maßnahmen an.

Hier hat das Land Brandenburg in enger Abstimmung mit der
Wirtschaft ein mehrstufiges Vollzugsprogramm [41] aufgelegt
und durchgeführt. Nach Erhebung und Bewertung der relevan-
ten Anlagen erfolgt in der dritten Stufe die anlagenbezogene
Umsetzung des immissionsschutzrechtlichen Abfallvermei-
dungs- und -verwertungsgebotes. Diese Umsetzung erfolgt vor-
rangig auf freiwilliger Basis. Sie kann auch unter Berücksichti-
gung der Verhältnismäßigkeit durch Verwaltungshandeln ange-
ordnet werden.

EG-Umwelt-Audit

Betriebe, die erfolgreich am Öko-Audit-System nach der EG-
Umwelt-Audit-Verordnung [42] und dem Umweltauditgesetz
(UAG) [43] teilnehmen und in das Standortregister eingetragen
sind, haben sich zur kontinuierlichen Verbesserung der Um-
weltauswirkungen des Betriebes und zur Einhaltung aller für
das Unternehmen einschlägigen Umweltvorschriften verpflich-
tet. Das betrifft natürlich auch abfallwirtschaftliche Fragen und
Ziele.

Seit In-Kraft-Treten der o. g. rechtlichen Grundlagen hat das

Land Brandenburg Betriebe, die sich am Öko-Audit-System be-
teiligen wollen, gefördert. Ziel ist dabei die Einführung dieses
Elementes der Freiwilligkeit und Eigenverantwortlichkeit der
Unternehmen im Rahmen des betrieblichen Umweltschutzes.
Als Anreiz zur freiwilligen Teilnahme am Öko-Audit-System
werden den in das Standortregister eingetragenen Betrieben Er-
leichterungen beim Verwaltungsvollzug entsprechend dem Er-
lass des Umweltministeriums [44] gewährt. Damit wird einer-
seits der Selbstverpflichtung der auditierten Unternehmen zur
kontinuierlichen Verbesserung der Umweltauswirkungen des
Betriebes und andererseits der Verpflichtung zur Einhaltung al-
ler für das Unternehmen einschlägigen Umweltvorschriften
Rechnung getragen. Das Land Brandenburg geht davon aus,
dass das EG-Öko-Audit-System einen wichtigen Beitrag zur
Durchsetzung der Grundsätze und Grundpflichten der
Kreislaufwirtschaft sowie der Grundsätze und Grundpflichten
der gemeinwohlverträglichen Abfallbeseitigung im Rahmen der
unternehmerischen Eigenverantwortung leisten wird. Diese
neue Ebene der Zusammenarbeit der Wirtschaft mit den Um-
weltbehörden findet ihren Ausdruck in der von der Wirtschaft
und der Landesregierung unterzeichneten Umweltpartnerschaft
Brandenburg [57].

Förderprogramme

Maßnahmen zur Verbesserung der abfallwirtschaftlichen Situa-
tion können durch die Bewilligung von Fördermitteln unter-
stützt werden. Schwerpunkte sind:

- abfallwirtschaftliche Maßnahmen von Betrieben der ge-
werblichen Wirtschaft im Rahmen der Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“
entsprechend der Förderrichtlinie des Wirtschaftsministeri-
ums [45] und

- abfallwirtschaftliche Maßnahmen von Gemeinden und Ge-
meindeverbänden entsprechend der Förderrichtlinie des
Umweltministeriums [46].

- Demonstrationsvorhaben zur innovativen Abfallvermei-
dung und Abfallverwertung entsprechend der „Richtlinie
über die Gewährung von Finanzhilfen des Ministeriums für
Umwelt, Naturschutz und Raumordnung des Landes Bran-
denburg für Vorhaben des Immissionsschutzes und zur Be-
grenzung energiebedingter Umweltbelastungen“ [47]

Rücknahme/Rückgabe von Abfällen

Nach § 22 KrW-/AbfG [2] tragen Hersteller und Vertreiber von
Erzeugnissen die Produktverantwortung zur Erfüllung der Zie-
le der Kreislaufwirtschaft. Zur Umsetzung dieser Ziele enthält
das KrW-/AbfG [2] die folgenden Wege:

1. Festlegung von Rücknahmepflichten der Hersteller und
Vertreiber und Rückgabepflichten der Abfallbesitzer nach
§ 24 KrW-/AbfG [2],

2. Veröffentlichung von Zielfestlegungen für die freiwillige
Rücknahme durch Hersteller und Vertreiber nach § 25
Abs. 1 KrW-/AbfG [2] und

3. freiwillige Rücknahme durch Hersteller und Vertreiber
nach § 25 Abs. 2 KrW-/AbfG [2].

Die Übernahme von Produktverantwortung durch Hersteller
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und Vertreiber von Erzeugnissen ist ein wesentlicher Bestand-
teil für die Durchsetzung des Verursacherprinzips in der Abfall-
wirtschaft. Das Land Brandenburg fordert die verstärkte Durch-
setzung des Verursacherprinzips und wird entsprechende Akti-
vitäten der Bundesregierung und insbesondere die freiwillige
Übernahme von Rücknahmepflichten durch Hersteller und Ver-
treiber von Erzeugnissen aktiv unterstützen.

4.5 Ordnungsrechtliche Maßnahmen

Von den besonders überwachungsbedürftigen Abfällen geht ei-
ne hohe potentielle Gefährdung des Wohls der Allgemeinheit
aus. Aus diesem Grund hat der Gesetzgeber in § 41 Abs. 1
und 3 KrW-/AbfG [2] festgelegt:

„An die Überwachung ... von Abfällen aus gewerblichen oder
sonstigen wirtschaftlichen Unternehmen oder öffentlichen Ein-
richtungen, die nach Art, Beschaffenheit oder Menge in beson-
derem Maße gesundheits-, luft- oder wassergefährdend oder ex-
plosibel oder brennbar sind oder Erreger übertragbarer Krank-
heiten enthalten oder hervorbringen können, sind nach Maßga-
be dieses Gesetzes besondere Anforderungen zu stellen.“

Diesen besonderen Anforderungen an die Überwachung der
Entsorgung besonders überwachungsbedürftiger Abfälle wird
das Land Brandenburg durch die Einführung bzw. ständige Ver-
besserung der nachfolgend dargestellten Maßnahmen der Voll-
zugsbehörden gerecht.

Zuständigkeiten

Mit den Regelungen der AbfZV [24] hat die Landesregierung
die Zuständigkeit für den Vollzug dieser Überwachungsaufgabe
weitestgehend den Ämtern für Immissionsschutz, bei zugelas-
senen Deponien dem Landesumweltamt Brandenburg und bei
der Bergaufsicht unterliegenden Betrieben den Bergämtern
übertragen. Mit der Übertragung abfallwirtschaftlicher Voll-
zugsaufgaben im Sonderabfallbereich an die Ämter für Immissi-
onsschutz wird der Wirtschaft ein fachkundiger und kompeten-
ter Ansprechpartner für alle Fragen der (Sonder-)Abfallwirt-
schaft und des Immissionsschutzes als Überwachungsbehörde
zur Verfügung gestellt. Der SBB obliegt die Steuerung der Ab-
fallströme in Abfallentsorgungsanlagen mit hohem Umweltstan-
dard und die Wahrnehmung der damit verbundenen Befugnisse.

Überwachung

Die Überwachung der Entsorgung besonders überwachungsbe-
dürftiger Abfälle gliedert sich in zwei Schritte:

1. Die Grundüberwachung anhand der Prüfung der im Rah-
men der obligatorischen Nachweisführung zu führenden
Belege (Anzeigen, Entsorgungsnachweise, Begleitscheine
usw.) und

2. die in der Regel mit Vor-Ort-Kontrollen verbundene weiter-
führende Überwachung.

Die Grundüberwachung basiert zu ganz wesentlichen Teilen auf
der Erfassung und Kontrolle der von den nachweispflichtigen
Abfallbesitzern gemäß dem II. Teil der NachwV [22] zu führen-

den und den zuständigen Behörden vorzulegenden Belege. Eine
effektive und umfassende Grundüberwachung stellt den we-
sentlichen Ansatzpunkt zur Unterbindung von Ansätzen illega-
ler Abfallentsorgungen dar. Zur Vermeidung aufwendiger Dop-
pelarbeit sind im Land Brandenburg die Belege bei der SBB
einzureichen. Die SBB führt die Erfassung und auch eine Vor-
prüfung dieser Belege durch. Die abschließende Prüfung und
die gegebenenfalls erforderliche Einleitung ordnungsrechtlicher
Maßnahmen obliegt den zuständigen Überwachungsbehörden.

Die weiterführende Überwachung baut auf den Ergebnissen der
Grundüberwachung auf und wird ausschließlich von den zu-
ständigen Überwachungsbehörden wahrgenommen. Zu unter-
scheiden sind:

1. Präventive Vor-Ort-Kontrollen im Rahmen eines Überwa-
chungsplanes:

Die Einordnung der an der Entsorgung Beteiligten in diesen
Überwachungsplan erfolgt nach ihrer abfallwirtschaftlichen
Stellung (Erzeuger, Beförderer, Entsorger) und der Art und
Menge der jeweils gehandhabten Abfälle.

2. Operative Maßnahmen:

Neben den präventiven Kontrollen besteht immer wieder
das Erfordernis operativer Überwachungsmaßnahmen. An-
lässe können u. a. sein:

- sich häufende Mängel in der Nachweisführung und/
oder im Andienungsverfahren,

- Hinweise auf illegale Entsorgungswege und
- Hinweise auf den nicht ordnungsgemäßen Betrieb von

Entsorgungsanlagen.

IT-Verfahren ASYS

Die sachgerechte Bearbeitung der hohen Anzahl der zu prüfen-
den Belege erfordert den Einsatz fachspezifischer IT-Verfahren.
Das Land Brandenburg entwickelt hierzu gemeinsam mit 14 wei-
teren Bundesländern das IT-Verfahren ASYS (Abfall-Überwa-
chungs-SYStem). Neben der Prüfung der Belege soll ASYS auch
dem Datenaustausch zwischen den Behörden dienen, um z. B.
Doppelerfassungen von Begleitscheinen vermeiden zu können.

Mit ASYS soll auch der Einstieg in die papierlose Form der
Nachweisführung erreicht werden, indem die erforderlichen
Angaben in digitalisierter Form per Datenfernübertragung über
die BUDAN-Schnittstelle (BUndeseinheitliche Datenschnittstel-
le im Abfallwirtschaftlichen Nachweisverfahren) [48] in erster
Linie vom Entsorger an die zuständige Behörde übermittelt
werden. Mit dem Ziel der Schaffung einheitlicher Grundlagen
für den Vollzug wird ASYS bei allen an der Überwachung der
Sonderabfallentsorgung beteiligten Behörden eingeführt. Das
bisherige IT-Verfahren ARSYS (Abfall- und Reststoff-Überwa-
chungs-SYStem) wird damit abgelöst. 

Durchsetzung der Grundsätze und Grundpflichten der
Kreislaufwirtschaft und der Abfallbeseitigung

Unabdingbare Voraussetzung für das Erreichen der Ziele des
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Landes Brandenburg ist die konsequente Beachtung der im 
II. Teil des KrW-/AbfG [2] aufgeführten Grundsätze und
Grundpflichten der Kreislaufwirtschaft und der Abfallbeseiti-
gung durch die Erzeuger und Besitzer von Abfällen sowie die
Entsorgungsträger. Dementsprechend hat die Überwachung der
Einhaltung dieser Grundpflichten Schwerpunkt der Arbeit der
Vollzugsbehörden zu sein. Ordnungsrechtliche Instrumente sol-
len bei der Durchsetzung dieser Grundpflichten in der Regel erst
bei Versagen kooperativer Maßnahmen zum Einsatz kommen.

5 Darstellung der zu erwartenden Entwicklung

Die Diskussion der zu erwartenden Entwicklung sowohl hin-
sichtlich des Abfallaufkommens als auch hinsichtlich der Kapa-
zitäten der Abfallentsorgungsanlagen ist eine unverzichtbare
Grundlage für eine realistische Abfallwirtschaftsplanung. Die
Entwicklung des Abfallaufkommens und eine am Bedarf orien-
tierte Entwicklung der Entsorgungsanlagen wird durch eine Viel-
zahl von Faktoren bestimmt. Im Folgenden werden wesentliche
Einflussfaktoren auf die Sonderabfallwirtschaft im Land Bran-
denburg vorgestellt und ihre jeweilige Auswirkung abgeschätzt.

Rechtliche Grundlagen

Die gesetzlichen Definitionen bestimmen ganz wesentlich die
weitere Entwicklung der Sonderabfallwirtschaft. Aus heutiger
Sicht zeichnen sich zwei Tendenzen ab:

a) Katalog der besonders überwachungsbedürftigen Abfälle

Der geltende Katalog der besonders überwachungsbedürfti-
gen Abfälle basiert zu ganz wesentlichen Teilen auf dem eu-
ropäischen Verzeichnis der gefährlichen Abfälle [7]. Er ist
als Anhang der BestbüAbfV [6] am 1. Januar 1999 in Kraft
getreten und befindet sich gegenwärtig in der Phase der
praktischen Erprobung. Sowohl auf der europäischen als
auch auf der deutschen Ebene werden Novellierungen, in
erster Linie Erweiterungen, der Kataloge diskutiert. Das
zieht dann auch entsprechende Änderungen der den beson-
ders überwachungsbedürftigen Abfällen zuzuordnenden
Abfallmengen nach sich.

b) Bundesverwaltungsvorschrift zum Abfallbegriff und zur
Abgrenzung Abfallverwertung und Abfallbeseitigung

Die gesamte Abfallentsorgung ist heute durch Auseinander-
setzungen um die o. g. Begriffe geprägt und verunsichert.
Die beabsichtigte Klarstellung dieser Begriffe durch die
Bundesregierung [49, 50] schafft Rechtssicherheit und hat
Auswirkungen auf die Menge der als Sonderabfall einge-
stuften Stoffe. Eine Abschätzung der Art und Größe der da-
mit verbundenen Mengenänderung ist sehr schwierig. Ten-
denziell wird mit einer Erhöhung des Sonderabfallaufkom-
mens gerechnet.

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen

Der weitaus überwiegende Anteil der besonders überwachungs-
bedürftigen Abfälle fällt in Unternehmen der privaten Wirt-
schaft und bei wirtschaftlichen Aktivitäten der öffentlichen

Hand an. Das zukünftige Aufkommen an besonders überwa-
chungsbedürftigen Abfällen hängt somit unmittelbar mit ihrer
wirtschaftlichen Entwicklung bzw. mit ihrer finanziellen Aus-
stattung zusammen.

a) Wirtschaftsentwicklung

In der Wirtschaft haben sich in den vergangenen Jahren und
werden sich auch weiterhin tiefgreifende Veränderungen
vollziehen. Für die Zukunft wird von einer durchschnittli-
chen jährlichen Steigerung des Umsatzes in der Industrie
von 5 % ausgegangen [51]. Für die Entwicklung des Brut-
toinlandsproduktes wird eine etwas geringere Steigerung in
Höhe von 2 % zu Grunde gelegt. Eine feste Relation zwi-
schen dem Produktionsvolumen und/oder dem Bruttoin-
landsprodukt und der erzeugten Menge an besonders über-
wachungsbedürftigen Abfällen existiert allerdings nicht.

b) Einzelmaßnahmen

Neben der Betrachtung der durchschnittlichen Wirtschafts-
entwicklung sind für eine Prognose der Sonderabfallwirt-
schaft auch sonderabfallrelevante Einzelmaßnahmen zu
berücksichtigen. Anzuführen sind:

- Altlastensanierung

Derzeit sind im Land Brandenburg etwa 14.200 zivile,
9.400 militärische und 270 Rüstungs-Altlastenver-
dachtsflächen bekannt. Die Sanierung der Altlasten
stellt eine wesentliche Ursache für das Aufkommen an
mineralischen Abfällen mit schädlichen Verunreinigun-
gen dar. Zum Ende des Prognosezeitraumes im Jahre
2009 werden aber aufgrund der üblicherweise gewähr-
ten Haftungsfreistellungen von zehn Jahren die erfor-
derlichen Sanierungsmaßnahmen weitestgehend abge-
schlossen sein. 

- Bergbausanierung in der Lausitz

Im Rahmen der Sanierung stillgelegter Tagebaue, ehe-
maliger Brikettfabriken und Kraftwerke fallen ebenfalls
erhebliche Mengen von mineralischen Abfällen mit
schädlichen Verunreinigungen an. Die Grundsanierung
soll bis 2002 beendet sein.

- Projekt Nr. 17 - Havelausbau

Das Projekt Deutsche Einheit Nr. 17 beinhaltet den
Ausbau der Binnenwasserstraßen für den Verkehr mit
Euro-Schiffen. Entsprechend den gegenwärtigen Pla-
nungen ist mit dem Anfall von ca. 20.000 t/a Baggergut
mit schädlichen Verunreinigungen bis zum Jahr 2010
zu rechnen.

Wissenschaftlich-technischer Fortschritt

Rückschauende Betrachtungen der Abfallwirtschaft im Verhält-
nis zur wirtschaftlichen Entwicklung zeigen, dass die Entwick-
lung des gewerblichen Abfallaufkommens nicht starr die wirt-
schaftliche Entwicklung widerspiegelt. Zwei auf dem wissen-
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schaftlich-technischen Fortschritt beruhende Tendenzen sind
hier anzuführen:

a) Abfallvermeidung

Entsorgungskosten für angefallene besonders überwa-
chungsbedürftige Abfälle sind Teil der Betriebskosten. Die
Einführung neuer „abfallärmerer“ Herstellungsverfahren
erfolgt also vorrangig in dem Maße, wie mit diesen Verfah-
ren eine Senkung der Betriebskosten erzielt werden kann.

b) Abfallverwertung

Der wissenschaftlich-technische Fortschritt führt zur Ent-
wicklung innovativer Verwertungsverfahren. Bei der Ein-
führung in die Praxis der Entsorgungswirtschaft müssen
sich diese neuen Verwertungsverfahren auch unter Kosten-
gesichtspunkten im Vergleich zu den traditionellen Verfah-
ren der Abfallentsorgung bewähren und durchsetzen.

Aufbauend auf den beschriebenen Randbedingungen wird im
Folgenden die erwartete Entwicklung des Aufkommens an be-
sonders überwachungsbedürftigen Abfällen zur Beseitigung de-
tailliert beschrieben. Weiterhin erfolgt eine Abschätzung der zu
erwartenden Entwicklung bei den besonders überwachungsbe-
dürftigen Abfällen zur Verwertung. Ergänzt werden diese Aus-
sagen durch einen Vergleich mit dem absehbaren Bestand an
Entsorgungsanlagen sowie aus diesem Vergleich zu ziehende
Schlussfolgerungen.

5.1 Prognostiziertes Abfallaufkommen

Jede Prognose der zukünftigen Entwicklung des Aufkommens
an besonders überwachungsbedürftigen Abfällen basiert auf ei-
ner Bilanzierung des bisherigen Aufkommens. Die Werte der
vergangenen Jahre liegen in Form der Landesabfallbilanzen
vor. Seit 1994 werden sie als Broschüren [16, 17, 18, 19] veröf-
fentlicht. Bild 5.1 zeigt eine Zusammenfassung dieser Werte.
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Als für die Prognose wesentlichste Aussagen sind festzuhalten:

- Die detaillierte Betrachtung zeigt deutlich, dass das Auf-
kommen an besonders überwachungsbedürftigen Abfällen
zur Beseitigung bei Außerachtlassung der mineralischen
Abfälle mit schädlichen Verunreinigungen in den vergan-
genen Jahren nahezu konstant bzw. leicht rückläufig war.
1997 liegt es bei 91 % des Aufkommens von 1993. Damit
wird deutlich, dass ein direkter Zusammenhang zwischen

der wirtschaftlichen Entwicklung und dem Sonderabfall-
aufkommen nicht besteht.

- Bei den mineralischen Abfällen mit schädlichen Verunrei-
nigungen ist im gleichen Zeitraum eine Steigerung des Ab-
fallaufkommens auf 170 % zu verzeichnen. Ursache hier-
für sind zeitlich befristete Maßnahmen im Rahmen der Sa-
nierung von Altlasten im Sanierungsbergbau.

Bild 5.1 Entwicklung des Aufkommens an besonders überwachungsbedürftigen Abfällen im Land Brandenburg



- Für das Gesamtaufkommen an besonders überwachungsbe-
dürftigen Abfällen zur Beseitigung kann keine eindeutige
Entwicklungsrichtung aus den vorliegenden Werten abge-
leitet werden. Es ist aber davon auszugehen, dass das
Abfallaufkommen in hohem Maße durch Einzelmaßnah-
men beeinflusst wird.

Neben dieser Rückschau auf die bisherige Entwicklung wurden
für die Abfallwirtschaftsplanung des Landes betriebliche Ab-
fallwirtschaftskonzepte von Erzeugern relevanter Mengen be-
sonders überwachungsbedürftiger Abfälle herangezogen und
ausgewertet. Zusätzlich wurden die Träger absehbarer Großvor-
haben mit eventueller Sonderabfallrelevanz um eigene Ein-
schätzungen zur weiteren Entwicklung gebeten. Aus diesen
Quellen können die folgenden Aussagen abgeleitet werden:

- Die Realisierung geplanter Großvorhaben beeinflusst vor
allem die Gruppe der mineralischen Abfälle mit schädli-
chen Verunreinigungen:

- Mit dem Auslaufen des Sanierungsbergbaus in der Lau-
sitz ist bis zum Jahr 2002 zu rechnen.

- Ein Rückgang der Altlastensanierung wird insbesonde-
re in der zweiten Hälfte des Prognosezeitraumes erwar-
tet.

- Das Projekt Nr. 17 kann gegenwärtig zeitlich noch
nicht endgültig eingeordnet werden. Es wird jedoch zur
Zeit von einer jährlich zu entsorgenden Menge von
20.000 t mineralische Abfälle mit schädlichen Verunrei-
nigungen bis zum Jahr 2010 ausgegangen.

- Die Deutsche Bahn erwartet zumindest bis 2003 ein
Sonderabfallaufkommen auf gleichbleibend hohem Ni-
veau.

- Nach dem gegenwärtigen Kenntnisstand ist beim Bau
des Flughafens Berlin-Brandenburg-International nicht
mit außergewöhnlichen Sonderabfallmengen zu rech-
nen.

In Abwägung dieser Vorhaben wird bei der Gruppe minera-
lische Abfälle mit schädlichen Verunreinigungen eine Ver-
ringerung des Aufkommens um etwa 20 % von 221.600 auf
ca. 180.000 t/a erwartet.

- Hinsichtlich des Einflusses von Vermeidung und Verwer-
tung auf das Aufkommen an besonders überwachungsbe-
dürftigen Abfällen zur Beseitigung können die folgenden
Tendenzen abgeleitet werden:

- besonders überwachungsbedürftige Abfälle, die haupt-
sächlich bei der Herstellung von Erzeugnissen im pro-
duzierenden Gewerbe anfallen, weisen ein höheres um-
setzbares Vermeidungs- und Verwertungspotential auf
als solche, die in erster Linie bei der Anwendung von
Erzeugnissen im Dienstleistungsbereich anfallen (ins-
besondere die Gruppe der unspezifischen Abfälle) und

- das Aufkommen an branchenspezifischen Abfällen aus
Abfall- und Abwasserbehandlungsanlagen wird auf-
grund des zu erwartenden Rückganges der Ablagerung
unbehandelter Abfälle und der weiteren Steigerung des
Anschlussgrades an die Abwasserkanalisation anstei-
gen.

Die Verknüpfung und Bewertung der einzelnen Einflussfakto-
ren führt zur nachfolgend dargestellten Prognose für das Auf-
kommen an besonders überwachungsbedürftigen Abfällen zur
Beseitigung innerhalb der einzelnen Abfallgruppen am Ende
des 10-jährigen Betrachtungszeitraumes. Im Vergleich zu heute
wird das Gesamtaufkommen auf rund zwei Drittel zurückge-
hen.
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Tab. 5.1: Prognostiziertes Aufkommen an besonders überwachungsbedürftigen Abfällen zur Beseitigung

Eine der Art und Beschaffenheit des Abfalls entsprechende
hochwertige Verwertung gehört zu den grundlegenden Zielen
der Brandenburger Abfallwirtschaftspolitik. Auch wenn hier
keine vergleichbaren Zahlenreihen vorliegen, lassen sich aus
der Ist-Situation Trendaussagen für die zukünftige Aufkom-
mensentwicklung ableiten.

1. Der prognostizierte Rückgang des Aufkommens an beson-
ders überwachungsbedürftigen Abfällen zur Beseitigung
(ohne mineralische Abfälle mit schädlichen Verunreini-
gungen) wird zumindestens teilweise zu einer Aufkom-
menssteigerung bei den Sonderabfällen zur Verwertung
führen.

2. Das betrifft insbesondere solche Abfälle, bei denen heute
nur geringe Verwertungsquoten festzustellen sind, wie z. B.

- fett-, öl- und lösemittelverunreinigte Abfälle,
- organische Abfälle aus der HZVA von Erzeugnissen der

chemischen Industrie und
- Lösemittel.
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3. Bei anderen Abfallarten, wie z. B. Holzabfällen, bei denen
heute schon sehr hohe Verwertungsquoten erreicht werden,
wird von einem konstanten bzw. leicht rückläufigen Ni-
veau des Aufkommens an Abfällen zur Verwertung ausge-
gangen.

Summarisch wird für den Planungszeitraum ein geringfügiges
Ansteigen des Aufkommens an Sonderabfällen zur Verwertung
prognostiziert.

5.2 Prognostizierte Entwicklung der Abfallentsorgung

Im Zuge der Erarbeitung des Abfallwirtschaftsplanes wurden
durch die Brandenburger und die Berliner Behörden Umfragen
unter den Betreibern der in den Anlagen 1 und 2 aufgeführten
Entsorgungsanlagen durchgeführt. Neben Aussagen zur gegen-
wärtigen Situation der Entsorgungsanlage wurde dabei insbe-
sondere

- um Einschätzungen zur zukünftigen Entwicklung der Ab-
fallwirtschaft und



- um Informationen zu Planungen hinsichtlich des weiteren
Anlagenbetriebs

gebeten. Die Antworten können wie folgt zusammengefasst
werden:

- Die Entsorger erwarten im Planungszeitraum eine rückläu-
fige Entwicklung des Aufkommens an besonders überwa-
chungsbedürftigen Abfällen.

- Erschwerend kommt die gegenwärtige Rechtsunsicherheit,
insbesondere bei der Differenzierung Abfall zur Verwer-
tung/Abfall zur Beseitigung und den damit verbundenen
Rechtsfolgen hinzu.

- Angesichts der in der Region und bundesweit bestehenden
Überkapazitäten der Entsorgungsanlagen wird derzeit
kaum, abgesehen von Ausnahmen und Ersatzinvestitionen,
der Bau oder die Erweiterung von Entsorgungsanlagen ge-
plant.

- Gegebenenfalls sich ergebende Mengenzuwächse können
durch die derzeit nicht ausgelasteten Kapazitäten aufge-
nommen werden, falls erforderlich auch durch die Ein-
führung von Mehrschichtsystemen.

- Die Märkische Entsorgungsanlagen-Betriebsgesellschaft
mbH (MEAB) als Betreiber der einzigen öffentlich zugäng-
lichen Sonderabfalldeponie plant die Ertüchtigung und Er-
weiterung der Deponie entsprechend dem Stand der Tech-
nik um eine Kapazität von 500.000 m3.

Somit ist für den gesamten Planungszeitraum von einem prinzi-
piell gleichbleibenden Angebot von Entsorgungsleistungen in
der Region auszugehen. Als wesentliche und weitreichende
Maßnahme ist die seitens der MEAB geplante Erweiterung der
Sonderabfalldeponie Röthehof zu nennen. Zusätzlich wird ein

angepasster Rückgang der Kapazitäten (insbesondere D8 und
D9) zur Behandlung mineralischer Abfälle mit schädlichen Ver-
unreinigungen entsprechend dem insbesondere mit dem Aus-
laufen des Sanierungsbergbaus sinkenden Abfallaufkommen
dieser Gruppe erwartet.

Für die Planung der zukünftig erforderlichen Kapazitäten für
die Beseitigung besonders überwachungsbedürftiger Abfälle
werden die folgenden Teilströme berücksichtigt:

- Das im vorangehenden Abschnitt 5.1 dargestellte Branden-
burger Aufkommen an besonders überwachungsbedürftigen
Abfällen zur Beseitigung; 
von diesen Zahlen wird die Menge der in Untertagedeponi-
en zu entsorgenden Abfälle abgezogen.

- Ein anteiliges Berliner Aufkommen an besonders überwa-
chungsbedürftigen Abfällen zur Beseitigung; 
in Abstimmung mit dem Land Berlin wird davon ausge-
gangen, dass der Anteil der Berliner Abfälle, die im Land
Brandenburg entsorgt werden, bezogen auf das Berliner
Gesamtaufkommen konstant bleibt. Mit dieser Annahme
ist aber nicht berücksichtigt, dass gegenwärtig durch das
beschränkte Angebot an Entsorgungskapazität auf Sonder-
abfalldeponien Berliner Abfälle aus der Region „herausge-
drängt“ werden.

Mit diesen Annahmen ergibt sich für das Ende des Prognose-
zeitraumes der in der Tabelle 5.2 zusammengefasste Bedarf an
Entsorgungskapazitäten. Neben den für die Sicherung der Ent-
sorgung erforderlichen Kapazitäten enthält die Tabelle zur ein-
facheren Vergleichbarkeit auch die aus heutiger Sicht zur Ver-
fügung stehenden Entsorgungskapazitäten.
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Tab. 5.2: Gegenüberstellung der erforderlichen und der geplanten Kapazitäten für die Entsorgung besonders überwachungsbedürfti-
ger Abfälle zur Beseitigung

Bereits der erste Überblick verdeutlicht, dass im Land Bran-
denburg auch unter Berücksichtigung des gemeinsamen Ent-
sorgungsraumes mit Berlin für den Prognosezeitraum von 
einer gesicherten Entsorgung der besonders überwachungs-
bedürftigen Abfälle zur Beseitigung ausgegangen werden
kann. 

Zu den einzelnen Entsorgungsverfahren ist anzumerken:

- D 1 HMD (Ablagerung auf Siedlungsabfalldeponien
einschließlich Bauschutt- und Betriebsde-
ponien)

Die Ablagerung schwächer kontaminierter mineralischer
besonders überwachungsbedürftiger Abfälle auf Siedlungs-
abfalldeponien konzentriert sich bereits heute auf die
großen Deponien im Berliner Umland und einzelne Be-
triebsdeponien. Mit ihrer schrittweisen Ertüchtigung stehen
dem Stand der Technik entsprechende Deponiekapazitäten
im ausreichenden Umfang zur Verfügung.

- D 1 SAD (Ablagerung auf Sonderabfalldeponien)

Das beschränkte Aufnahmevermögen der Sonderabfallde-
ponie Röthehof (Landkreis Havelland) führt gegenwärtig
dazu, dass entsprechende Abfälle außerhalb des gemeinsa-
men Entsorgungsraumes Brandenburg-Berlin auf Sonder-
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abfalldeponien abgelagert werden müssen. Die Sicherung
der Abfallentsorgung und die Umsetzung des Territorial-
prinzips erfordern eine rasche Realisierung der geplanten
Ertüchtigung und Erweiterung der Sonderabfalldeponie
Röthehof.

- D 8 (biologische Behandlung von Abfällen) und
D 9 (chemisch/physikalische Behandlung von Abfällen)

Mit den hier zuzuordnenden Anlagen werden gegenwärtig
insbesondere Böden und Bauschutt mit schädlichen Verun-
reinigungen behandelt. Die Gegenüberstellung zeigt, dass
auch zukünftig von ausreichenden Kapazitäten auszugehen
ist. Zu erwarten ist aber auch eine an den Rückgang des
Abfallaufkommens angepasste rückläufige Entwicklung
der Behandlungskapazitäten.

- D 10 (Sonderabfallverbrennung)

Die Brandenburger Sonderabfallverbrennungsanlagen ver-
fügen über ausreichende Kapazitäten, um auch zukünftig
eine dem Stand der Technik entsprechende thermische Be-
handlung sicherzustellen. Darüber hinaus bieten sie auch
eine Basis für die länderübergreifende Zusammenarbeit
mit Sachsen-Anhalt als Kompensation für die Entsorgung
Brandenburger Abfälle in die Unter-Tage-Deponie Zielitz
in Sachsen-Anhalt.



- D 14 (Vorbehandlung von Abfällen vor Beseitigungsver-
fahren)

Rein zahlenmäßig bestehen ausreichende Vorbehandlungs-
kapazitäten. Zu erwarten ist allerdings, dass es durch die
fortschreitende technische und wirtschaftliche Entwicklung
zu Verschiebungen zwischen einzelnen Vorbehandlungs-
techniken kommen wird. Nicht zuletzt bedingt durch die im
Vergleich zu Deponien oder Verbrennungsanlagen erheb-
lich geringeren Investitionskosten wird auch in diesem Teil-
bereich von einer gesicherten Abfallentsorgung ausgegan-
gen. 

Neben den den genannten Entsorgungsverfahren zuzuordnen-
den Entsorgungsanlagen sind für die Entsorgungssicherheit des
Landes ausreichend Zwischenläger (D 15) als erster Teilschritt
der Entsorgung bzw. als Puffer bei temporären Engpässen un-
verzichtbar. Entsprechend den Aussagen der Entsorger ist vom
weiteren Bestehen der gegenwärtigen Zwischenläger und somit
von ausreichenden Kapazitäten auszugehen.

In Kapitel 3.3 wurde festgestellt, dass die Brandenburger Ver-
wertungsanlagen zum überwiegenden Teil gegenwärtig nicht
ausgelastet werden. Es stehen also ausreichend Kapazitäten zur
Verfügung, um auch zukünftig die ansteigenden Mengen an be-
sonders überwachungsbedürftigen Abfällen zur Verwertung
ordnungsgemäß und schadlos verwerten zu können. Darüber
hinaus ist zu erwarten, dass im Zuge der Weiterentwicklung des
Standes der Technik neue Verwertungsanlagen errichtet werden
bzw. sich weitere Industrieanlagen der Verwertung von Abfällen
öffnen.

5.3 Schlussfolgerungen und Leitlinien

Die nach dem heutigen Stand der Kenntnisse ermittelten Prog-
nosen

- zum Abfallaufkommen,
- zum Bedarf an Entsorgungsleistungen und
- zur Kapazität der Entsorgungsanlagen

zeigen, dass eine Umsetzung der Ziele der Abfallwirtschaftspo-
litik des Landes Brandenburg im Planungszeitraum möglich ist.
Das Erreichen dieser hohen Ziele wird nicht im Selbstlauf er-
folgen. Es erfordert die konsequente und abgestimmte Durch-
setzung der in Kapitel 4 dargestellten Strategien und Maßnah-
men.

Für die Entsorgung besonders überwachungsbedürftiger Abfälle
werden darauf aufbauend die folgenden Leitlinien aufgestellt:

- Die Entstehung von besonders überwachungsbedürftigen
Abfällen ist durch die Ausnutzung der vorhandenen Poten-
tiale der Vermeidung von Abfällen und der Verringerung
des Schadstoffgehaltes unvermeidlich anfallender Abfälle
zu minimieren.

- Angefallene besonders überwachungsbedürftige Abfälle
sind zu verwerten, soweit dies technisch möglich und wirt-
schaftlich zumutbar ist.

- Soweit für die Verwertung eines besonders überwachungs-
bedürftigen Abfalls verschiedene Verwertungswege mög-
lich sind, hat nach Maßgabe der §§ 5 und 6 KrW-/AbfG [2]
die hochwertigere Verwertung Vorrang.

- Der Vorrang der Verwertung entfällt, wenn die Beseitigung
der Abfälle die umweltverträglichere Lösung darstellt. 

- Unter dem Gesichtspunkt einer echten Kreislaufwirtschaft
bedeutet Verwerten insbesondere das Schließen von Stoff-
kreisläufen. Die besonders überwachungsbedürftigen Ab-
fälle sollen deshalb vorrangig einer stofflichen Verwertung
zugeführt werden.

- Entsprechend dem Grundsatz des Territorialprinzips sind
im Land Brandenburg angefallene und nicht verwertbare
besonders überwachungsbedürftige Abfälle vorrangig in
Entsorgungsanlagen im gemeinsamen Entsorgungsraum
Brandenburg - Berlin zu beseitigen.

- Das Territorialprinzip schließt unter Berücksichtigung der
Besonderheiten Berlins die Entsorgung in Berlin angefalle-
ner besonders überwachungsbedürftiger Abfälle zur Besei-
tigung in Brandenburg ein.

- Von diesem Territorialprinzip der Abfallbeseitigung kann
abgesehen werden, soweit das Prinzip der Entsorgungsnähe
oder andere wichtige Gründe ausnahmsweise eine abwei-
chende Entscheidung begründen.

- Besonders überwachungsbedürftige Abfälle zur Beseiti-
gung, die nicht im gemeinsamen Entsorgungsraum entsorgt
werden können, sind in anderen Bundesländern zu entsor-
gen. Hierbei ist der Grundsatz der Entsorgungsnähe zu be-
achten. Soweit das Land Brandenburg hierzu Vereinbarun-
gen mit anderen Bundesländern abgeschlossen hat, sind
diese zu berücksichtigen.

- Soweit für die Beseitigung eines nicht verwertbaren beson-
ders überwachungsbedürftigen Abfalls mehrere Beseiti-
gungswege zur Verfügung stehen, sind diejenigen zu bevor-
zugen, die umweltverträglicher sind bzw. bei denen die an-
fallende Energie oder die stofflichen Eigenschaften genutzt
werden können, auch wenn diese Nutzung nur untergeord-
neter Nebenzweck der Beseitigungsmaßnahme ist.

- Für die Ablagerung von besonders überwachungsbedürfti-
gen Abfällen ist vorrangig gegenüber anderen geeigneten
Deponien im gemeinsamen Entsorgungsraum die Sonder-
abfalldeponie Röthehof zu nutzen.

6 Organisation der Entsorgung besonders überwachungs-
bedürftiger Abfälle

Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger im Land Branden-
burg haben in der Regel, bis auf Kleinmengen, die Entsorgung
von besonders überwachungsbedürftigen Abfällen zur Beseiti-
gung gemäß § 15 Abs. 3 KrW-/AbfG [2] aus ihrer Entsorgungs-
pflicht ausgeschlossen. Demzufolge besteht für die Besitzer
von besonders überwachungsbedürftigen Abfällen zur Beseiti-
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gung keine Pflicht zur Überlassung der Abfälle an den öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger. Wie bei den besonders
überwachungsbedürftigen Abfällen zur Verwertung liegt die
Entsorgungspflicht für die besonders überwachungsbedürftigen
Abfälle zur Beseitigung beim Abfallbesitzer bzw. Dritten oder
privaten Entsorgungsträgern, soweit diesen Pflichten nach
§§ 16, 17 oder 18 KrW-/AbfG [2] übertragen worden sind.

Im Rahmen dieses Abfallwirtschaftsplanes werden keine Ent-
sorgungsträger nach § 29 Abs. 1 Satz 4 KrW-/AbfG [2] be-
stimmt. Ebenso werden keine verbindlichen Pflichten gemäß
§ 29 Abs. 1 Satz 4 KrW-/AbfG [2] für Abfallerzeuger bzw. -be-
sitzer aufgenommen, sich bestimmter Abfallbeseitigungsanla-
gen zu bedienen.

Mit der SAbfEV [23] hat der für Abfallwirtschaft zuständige
Minister im Einvernehmen mit den für Inneres und für Finan-
zen zuständigen Ministern gemäß § 14 Abs. 1 BbgAbfG [1] die
Sonderabfallgesellschaft Brandenburg/Berlin mbH (Behlert-
straße 25, 14469 Potsdam) zur zentralen Einrichtung für die Or-
ganisation der Entsorgung der besonders überwachungsbe-
dürftigen Abfälle bestimmt. Die Sonderabfallgesellschaft Bran-
denburg/Berlin mbH hat mit ihren Entscheidungen zur Umset-
zung der Ziele der Abfallwirtschaftspolitik des Landes Bran-
denburg beizutragen. Dabei sind insbesondere die in Kapi-
tel 5.3 aufgestellten Leitlinien zu beachten.

7 Geltung und In-Kraft-Treten

Der Abfallwirtschaftsplan ist von den öffentlichen Planungsträ-
gern und den zuständigen Behörden in der Planungsregion zu
beachten.

Die Notwendigkeit einer Fortschreibung wird insbesondere an-
hand der jährlich erstellten Sonderabfallbilanzen des Landes
überprüft. Gemäß § 29 Abs. 9 KrW-/AbfG [2] ist er spätestens
nach fünf Jahren fortzuschreiben.

Dieser Abfallwirtschaftsplan - Teil besonders überwachungsbe-
dürftige Abfälle - wird nicht für verbindlich erklärt.

Der Abfallwirtschaftsplan tritt am Tag seiner Bekanntmachung
im Amtsblatt für Brandenburg in Kraft.
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Außerkraftsetzung des Erlasses Ü- bzw. CE-zeichen-
pflichtige Bauprodukte

Bekanntmachung des Ministeriums für
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr

Vom 8. September 1999

Der Erlass „Ü- bzw. CE-zeichenpflichtige Bauprodukte“ vom
25. März 1996 (ABl. S. 476) wird mit sofortiger Wirkung außer
Kraft gesetzt.

Benennung ehrenamtlicher Richterinnen und
Richter aus Kreisen der öffentlichen Arbeitgeber
an die Sozialgerichte des Landes Brandenburg

Erlass des Ministeriums für Wirtschaft, Mittelstand 
und Technologie

Vom 5. August 1999

Auf Grund des § 16 Abs. 4 Nr. 3 des Sozialgerichtsgesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 1975 
(BGBl. I S. 2535) wird für den Bereich der meiner Aufsicht un-
terstehenden Behörden und Einrichtungen im Lande Branden-
burg Folgendes angeordnet:

1. Bei Vorschlägen für die Berufung von Beamtinnen und Be-
amten sowie Angestellten des Landes zu ehrenamtlichen
Richterinnen und Richtern aus Kreisen der Arbeitgeber an
den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit sollen Beamtinnen
und Beamte des höheren und des gehobenen Dienstes sowie
vergleichbare Angestellte benannt werden, die in ihrer
dienstlichen Eigenschaft Arbeitgeberfunktionen bzw. lei-
tende Funktionen ausüben. Dazu gehören insbesondere
Behörden-/Dienststellenleiter und deren Vertreter sowie die
Abteilungs- oder Amtsleiter. Daneben können auch Beam-
tinnen oder Beamte und Angestellte des höheren und des
gehobenen Dienstes, die in Personalangelegenheiten für Ar-
beitnehmer oder auf den Gebieten des Arbeits-, Tarif- und
Sozialrechts tätig sind, benannt werden, sofern diese über
besondere Fachkenntnisse und Erfahrungen verfügen und
auf Grund ihrer Persönlichkeit zur Vertretung ihrer Behör-
de/Dienststelle geeignet sind.

2. Auf die persönlichen Voraussetzungen nach §§ 16, 17, 35
des Sozialgerichtsgesetzes zur Berufung als ehrenamtliche
Richterinnen und Richter weise ich hin.

Verbindlichkeit des Leitfadens zur Ausweisung
und Kennzeichnung eines Reit- und Fahrwegenetzes

im Land Brandenburg

Erlass des Ministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten

Vom 3. September 1999

Die Ämter für Flurneuordnung und ländliche Entwicklung und
die Ämter für Forstwirtschaft im Geschäftsbereich des Minis-
teriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten haben
ihrem Verwaltungshandeln den anliegenden Leitfaden zur Aus-
weisung und Kennzeichnung eines Reit- und Fahrwegenetzes
zu Grunde zu legen.

Dieser Erlass tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

Leitfaden zur Ausweisung und Kennzeichnung
eines Reit- und Fahrwegenetzes

im Land Brandenburg

1. Aufgabenstellung

Der Leitfaden ist als Handreichung zu verstehen und erläutert
die Verwaltungstätigkeit im Geschäftsbereich des Ministeriums
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im Zusammenhang
mit der Ausweisung und Kennzeichnung des Reit- und Fahrwe-
genetzes sowie das Zusammenwirken mit Behörden, Verbän-
den und Einrichtungen zur Förderung des Tourismus mit dem
Pferd.

Die Bedingungen für Tourismus mit dem Pferd sind in Bran-
denburg dank seiner landschaftlichen Schönheit, der Boden-
qualität, der geringen Siedlungsdichte und der Vielfalt touristi-
scher Ziele außerordentlich günstig. Das Freizeitangebot und
die Vermarktungsbedingungen sollen daher in diesem Bereich
durch die Entwicklung eines landesweiten Reit- und Fahrwege-
netzes verbessert werden und auf diese Weise zur Einkom-
mensverbesserung in ländlichen Gebieten beitragen. 

2. Ausgangssituation

Das landwirtschaftliche Nutztier Pferd wird in Brandenburg
fast ausschließlich als Reit- und Fahrpferd zur Erholung und im
Freizeitsport genutzt und ist zu einem wichtigen Wirtschafts-
faktor geworden.

Zur Nutzung dieses Potenzials für die Entwicklung des ländli-
chen Raumes muss ein ausreichend dimensioniertes Reit- und
Fahrwegenetz ausgewiesen und mit Pferdebetrieben, Reiterhö-
fen, Reitstationen, Rastplätzen, gastronomischen Einrichtun-
gen und touristischen Zielen verknüpft werden. Der Minister
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat am 6. März
1997 den Ämtern für Flurneuordnung und ländliche Entwick-
lung die Koordinierung dieser Aufgabenstellung übertragen
und die Landkreise um Unterstützung bei der Umsetzung ge-
beten.



3. Grundsätzliches zur Ausweisung des Reit- und Fahrwe-
genetzes

Bei der Ausweisung und Kennzeichnung von Reit- und Fahrwe-
gen sind die Interessen anderer Erholungssuchender, der
Grundstückseigentümer und Nutzungsberechtigten sowie des
Natur- und Umweltschutzes zu berücksichtigen. Geeignete
Gremien sind die Koordinierungsgruppen für ländliche Ent-
wicklung bei den Ämtern für Flurneuordnung und ländliche
Entwicklung. 

Bei der Routenplanung sollen die Tourismuspotenziale er-
schlossen werden. 

Die Dichte des Wegenetzes soll dem Nutzungsbedarf entspre-
chen. Ein attraktiver Routenverlauf ist anzustreben. Die Wege
sollen möglichst abseits stark frequentierter Bundes- und Lan-
desstraßen geführt werden. 

Wegen des hohen Waldanteils im Land Brandenburg wird ein
beachtlicher Anteil des Reit- und Fahrwegenetzes im Wald nach
§ 20 Abs. 3 des Landeswaldgesetzes (LWaldG) auszuweisen
bzw. in analoger Anwendung von § 19 Abs. 3 LWaldG zu kenn-
zeichnen sein. Das gilt besonders für Regionen, in denen kein
ausreichend geeignetes Wegenetz abseits stark frequentierter
Straßen verfügbar gemacht werden kann. Die nach § 19 Abs. 3
Satz 2 LWaldG erforderliche Genehmigung kann dann unter
Bezugnahme auf das gekennzeichnete Fahrwegenetz erteilt
werden.

Die Ausweisung und Kennzeichnung der Wege soll die Nut-
zung durch Touristen berücksichtigen.

4. Erfassung und Fortschreibung des Reit- und Fahrwege-
netzes

Die Ämter für Flurneuordnung und ländliche Entwicklung er-
fassen die von den Gemeinden gemäß § 3 der Gemeindeord-
nung empfohlenen und von den unteren Forstbehörden unter
Beteiligung der Interessenten vor Ort gemäß § 20 Abs. 3
LWaldG in Verbindung mit der Verordnung über das Reiten im
Wald festgelegten Reitwege und die in analoger Anwendung
von § 19 Abs. 3 LWaldG gekennzeichneten Fahrwege; sie koor-
dinieren den Streckenverlauf in Abstimmung mit den Gemein-
den und schreiben das Wegenetz fort.  

5. Kartierung und Dokumentation

Die Ämter für Flurneuordnung und ländliche Entwicklung wei-
sen in Form einer GIS-Datei, die auf der Grundlage topographi-
scher Karten des Maßstabes 1 : 50.000 zu erstellen ist, das Reit-
und Fahrwegenetz aus. Die Einheitlichkeit verwendeter Symbo-
le und Basiskarten ist im Rahmen der technischen Vorausset-
zungen zu gewährleisten.

Die GIS-Datei soll mindestens folgende Informationen enthal-
ten:

- Ausweisung/Kennzeichnung der Wege als Reit- und Fahr-
wege bzw. Reitwege

- Ausweisung der Pferdehöfe und Reitstationen entsprechend
den Kriterien
1. Pferdehof - Tierbestand > 5 Pferde, verbunden mit

reittouristischem Angebot
2. Reitstation - Tierbestand > 5 Pferde, verbunden mit

reittouristischem Angebot,  Übernach-
tungskapazitäten auf dem Hof bzw. im
Ort und Unterbringungsmöglichkeit
für Gästepferde

- Hinweise auf Gaststätten und besondere touristische Ziele.

Die Ämter für Flurneuordnung und ländliche Entwicklung stel-
len die vorgenannten Informationen insbesondere den Reisege-
bietsverbänden zur Integration in die regionalen Konzepte zur
touristischen Wegweisung bzw. in touristische Wegeleitsysteme
sowie zur touristischen Vermarktung zur Verfügung.

6. Beschilderung der Reit- und Fahrwege

Die Beschilderung nichtöffentlicher Reit- und Fahrwege inner-
halb des Waldes erfolgt durch die untere Forstbehörde nach
Maßgabe der hierfür geltenden Bestimmungen.

Die Beschilderung an öffentlichen Straßen obliegt den Bedarfs-
trägern (Landkreise, Ämter, Kommunen und Leistungsträger,
wie z. B. Anbieter von Pferdesport- und -touristischen Leistun-
gen, Reit- und Fahrvereine etc.).

Für die Art und Weise der Beschilderung von Reit- und Fahr-
wegen an Kommunalstraßen sowie öffentlichen Wald-/Forstwe-
gen gelten die speziellen Vorgaben des Ministeriums für Stadt-
entwicklung, Wohnen und Verkehr vom 10. Dezember 1997.

Die Außerortsorientierung des überörtlichen Verkehrs auf Bun-
des-, Landes- und Kreisstraßen auf Betriebe und Einrichtungen
des Pferdesports/Reit- und Fahrtourismus (Reitstationen) er-
folgt nach Maßgabe der Richtlinie des Ministeriums für Stadt-
entwicklung, Wohnen und Verkehr vom 15. August 1997 (ABl.
S. 811) sowie der Änderung der Richtlinie vom 24. November
1997 (ABl. S. 1006).

Bei der Aufstellung der Hinweisschilder sind die jeweiligen
Vorschriften über die Beteiligung der Straßenverkehrs- bzw.
Straßenbaubehörde zu beachten.

Auf die Empfehlungen des Ministeriums für Stadtentwicklung,
Wohnen und Verkehr und des Ministeriums für Wirtschaft, Mit-
telstand und Technologie  zur Arbeit mit regionalen Konzepten
für ein touristisches Wegeleitsystem wird verwiesen.

7. In-Kraft-Treten

Der Leitfaden ist ab sofort dem Verwaltungshandeln im Ge-
schäftsbereich des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten zu Grunde zu legen.
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